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Hallo zusammen, 

es ist mal wieder soweit. Man kann nicht soviel essen
wie man kotzen möchte. Deutschland, Kaltland zeigt
sein Gesicht. Während an der EU-Außengrenzen
1000e Flüchtlinge ums Leben kommen formiert sich
hierzulande der braune Mob um die, die es bis hierher
schaffen anzugreifen. Rund 500 Angriffe auf Flüchtlinge
und ihre Unterkünfte sind seit Jahresbeginn zu ver-
zeichnen. Bei aller Phantasie können wir es uns beim
besten Willen nicht vorstellen das hunderte Linke sich
an einem Ort in diesem Land mehrere Tage am Stück
mit Bullen anlegen könnten ohne die gesamte Gewalt
des Staates zu spüren zu bekommen. Das hat sich ja
dann auch eindrucksvoll am Sonntag denn 23.08. ge-
zeigt als die Antifademo in Heidenau massiv von den
Bullen angegriffen wurde. Am 12.9. wollen nun  Nazis
ihre rassistische Hetze in Hamburg verbreiten. Zeigen
wir ihnen was wir davon halten. 

In diesem Heft findet ihr auch erneut einen Artikel zu
einer enttarnten verdeckte Ermittlerin. Während wir
denn Fall „Iris Plate“ immer noch am verdauen sind,
wurde nun bekannt das eine weitere verdeckte Er-
mittlerin eingeschleust wurde. Maria Böhmichen
agierte unter der Scheinidentität Maria Block von 2009
bis 2012. Wir veröffentlichen den erschienenen Arti-
kel, in leicht gekürzter Form, in unserem Blatt. Bei al-
ler Betroffenheit die jetzt auf persönlicher Ebene zum
Tragen kommt müssen wir uns klar sein das solche An-
griffe auf unsere Strukturen polizeilicher Alltag sind. Es
wird darum gehen müssen unsere, ohne in Paranoia
und Angst zu verfallen, Standards zu unserer Sicherheit
neu zu entwickeln bzw. wieder verstärkt ins Bewusst-
sein zu rücken.

Der Prozess gegen die vermeindlichen Besetzer innen
der Breitenstr. hat am 25.08. turbulent mit einer Räu-
mung des Gerichtssaales begonnen. Der Verurtei-
lungswille des Staates steht klar im Raum und es lieg
an uns den Betroffenen den Rücken zu stärken. Also
kommt zahlreich zu den noch stattfindenden Prozes-
stagen. 

Wir wünschen Euch viel Spass beim Schanzenfest das
dieses Jahr Feuer und Flamme für Antiolympia ist. 

Wir lesen uns dann wieder in zwei Monaten. Texte wie
immer bis zum 20. diesmal  Oktober.

Eure Zeck
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35 Jahre nach dem 
rassistischen Brandanschlag 
in der Halskestraße

Bei einer Kundgebung in der Hamburger
Halskestraße gedachten am 22. August gut
100 Menschen den beiden Opfern des ras-
sistischen Brandanschlags vor 35 Jahren,
Nguyễn Ngọc Châu und ĐỗAnh Lân.
Mit der Kundgebung wollte die “Initiative
für ein Gedenken an Nguyễn Ngọc Châu
und ĐỗAnh Lân” ihren Forderungen Nach-
druck verleihen: Umbenennung der Hals-
kestraße und der dortigen Bushaltestelle
nach den beiden Opfern sowie Installierung
einer Gedenktafel, die die Ereignisse
dokumentiert und an Nguyễn Ngọc Châu
und ĐỗAnh Lân erinnert.
Nachdem dieser Anschlag für Jahrzehnte in
Vergessenheit geraten war, hatte im August
2014 eine erste Gedenkkundgebung vor
Ort stattgefunden. In dem Gebäude, in dem
1980 gut 240 Geflüchtete untergebracht
worden waren, befindet sich heute ein Ho-
tel der Amedia-Kette. Die Gedenktafel, die
im vergangenen August dort angebracht
worden war, wurde mit den niedergelegten
Blumen unmittelbar nach der Kundgebung
durch Angestellte des Hotels entfernt.
Heute wurde diese Tafel provisorisch neu
aufgestellt. Ein Vertreter der Initiative er-
klärte dazu, man werde so lange wieder-
kommen, bis diese Tafel dauerhaft am Ort
des Anschlages ihren Platz erhalten würde.
Bislang hat die Leitung des Hotels wieder-
holte Angebote, gemeinsam ein würdiges
Gedenken zu gestalten, mit Schweigen
kommentiert.
Mehrere Redner_innen der Kundgebung
wiesen in ihren Beiträgen darauf hin, wie
dringlich ein Gedenken und die Erinnerung
an die vielen Opfer rassistischer Anschläge
seit 1980 gerade heute ist, wo bundesweit

erneut fast täglich Angriffe auf Geflüchte-
tenunterkünfte stattfinden und organisierte
Neonazis und selbsternannte “Asylkritiker”
rassistische Stimmungsmache betreiben. So
gab es in der Nacht zum Freitag einen
Brandanschlag gegen ein Containerdorf in
Berlin-Marzahn. In Marzahn hat heute
“Deutschland demobilisieren” solidarisch
mit der Hamburger Veranstaltung zu einer
Kundgebung aufgerufen, um des Anschlags
in der Halskestraße und des 23. Jahrestags
des Beginns des Pogroms in Rostock-
Lichtenhagen sowie Nguyễn Van Tu und
Cha Dong N. zu gedenken, die 1992 und
2008 in Marzahn von Rassisten erstochen
worden waren.
Die Forderungen der Initiative für ein
Gedenken an Nguyễn Ngọc Châu und Đỗ
Anh Lân werden mittlerweile von zahlrei-
chen Initiativen und Einzelpersonen unter-
stützt. Diese sind auf der Homepage der In-
itiative dokumentiert. 
Link: inihalskestrasse.blackblogs.org

Initiative für ein Gedenken an 
Nguyễn Ngọc Châu und ĐỗAnh Lân

*****************************************
Refugees welcome im 
Karoviertel
St. Pauli ist solidarisch mit den
Flüchtlingen in den Messehallen
In den Messehallen sind ab Anfang August
vorübergehend bis zu 1200 Flüchtlinge
untergebracht.
Nach einer ersten kleinen Stadtteil-Ver-
sammlung im Knust, zu der fast 500 Leute
kamen, haben sich viele verschiedene Ar-
beitsgruppen gebildet. Es gibt beispielsweise
die Arbeitsgruppen Kleiderkammer,
Rechtsberatung, Telefoni, Übersetzungen,
Wohnen & Leerstand, Deutschkurse, Fahr-
rad, eine Arbeitsgruppe zu Gesundheit, eine
zu Foundraising und eine AG Willkom-
mensfest auf dem Karolinenplatz. Letzteres
hat bereits erfolgreich stattgefunden.
Für die AGs hätten sich nach Angaben der
Organisatoren bereits rund 200 Helfer/in-
nen gemeldet und die meisten haben be-
reits begonnen, ihre Ideen umzusetzen.
Mit einer ebenfalls auf der Stadtteil-Ver-
sammlung verabschiedeten Resolution er-
klären Karoviertel und St. Pauli den Flücht-
lingen ein deutliches Willkommen:
„Refugees Welcome – Never mind the pa-
pers! Welchen Aufenthaltsstatus die euro-
päische Flüchtlingspolitik den Menschen zu-
weist, interessiert uns nicht. Wer hier an-
gekommen ist, gehört dazu und bleibt“,
heißt es in der Resolution. Die Stadtteil-
versammlung forderte u.a., dass alle Flücht-
linge Zugang zum regulären Arbeitsmarkt,
zur gesetzlichen Krankenversicherung, zu

Sprachkursen, Bildungseinrichtungen und
Weiterbildung haben müssen. Es gebe ge-
nug Leerstand in Hamburg, um menschen-
würdige Unterkünfte für die zu schaffen.
Kontakt für alle interessierten Mithelfer_in-
nen: 
Email: refugeeswelcome20357@web.de
Links: refugeeswelcome20357.word-
press.com,
de.wikipedia.org/wiki/Kritik_an_Facebook

*****************************************

Moin,
am Samstag, den 24.10.2015, wird es
zum ersten Mal in der Roten Flora von 12
bis 21 Uhr ein D.I.Y Fest unter dem Namen
„D.I.Y. Against Profit Fest“ stattfinden.
Neben verschiedenen Infoständen von po-
litischen Gruppen/Initiativen, Platten sowie
Zines Ständen wird es auf dem Fest auch
diverse Workshops und Vorträge geben.
Das alles bei freiem Eintritt. Noch dazu
wäre für veganes Essen und Trinken ge-
sorgt. Alles wird immer teurer und Men-
schen können sich vieles nicht mehr lei-
sten. Konzerne machen Profite und verdie-
nen Milliarden, weil viele Menschen alles
neu kaufen und konsumieren. Gibt es Al-
ternativen zu dieser Entwicklung ? Ja die
gibt es. „D.I.Y. = Do It Yourself“ wird schon
immer in sozialen Bewegungen oder in Mu-
sik Subkulturen umgesetzt, weil es kein
oder nur wenig Geld gibt Ideen umzuset-
zen. Das Leben kann einfacher und schöner
sein, wenn wir alleine oder zusammen mit
Freund*innen selber kreativ und aktiv wer-
den und nicht nur konsumieren, sondern
selber etwas erschaffen. In sozialen Bewe-
gungen sowie in Musik/Kultur Subkulturen
werden sehr häufig unkompliziert kreative
Ideen umgesetzt, weil es aus Leidenschaft
gemacht wird und nicht aus kommerziellen
Gründen. Genau deswegen ist das Fest um-
sonst, damit wirklich jeder Mensch die
Möglichkeit hat vorbeizuschauen oder mit-
zumachen und nicht ausgeschlossen wird
aufgrund finanzieller Barrieren. Wir wollen
mit diesem Fest Menschen zusammenbrin-
gen, die ihre Fähigkeiten kostenlos weiter-
geben können und Andere motivieren
selbst aktiv zu werden und Netzwerke auf-
bauen. Nicht alle Räume sind barrierefrei zu
erreichen, maile uns bitte vorab bzw. sprich
uns direkt am Infostand an, dann helfen wir
dir gerne weiter.
Wir distanzieren uns von menschenver-
achtenden Ansichten und Ideologien wie:
Rassismus, Faschismus, Antisemitismus, Isla-
mophobie, Homoophobie, Sexismus, und
Ähnlichem…. Menschen die solche Ansich-
ten/Ideologien haben bzw. mit diesen sym-
pathisieren bleiben draußen!
Wir freuen uns auf euch euch.

KURZES



Seite 4 Schanzenviertelfest  // zeck 188

Am 6. September 2015 wird das unange-
meldete Straßenfest im Schanzenviertel ge-
gen die Hamburger Olympiabewerbung
stattfinden. Unter dem Motto „Das Anti-
Olympische Dorf stellt sich vor“ werden
im Rahmen des Festes antiolympische
Spiele und Wettbewerbe ausgetragen. Be-
reits am darauffolgenden Wochenende
wird am 12.09. international zu Protesten
gegen einen Naziaufmarsch in Hamburg
mobilisiert. Beide Mobilisierungen finden
vor dem Hintergrund einer zunehmend
rassistischen Politik und Stimmungsmache
gegen Geflüchtete statt, und beide haben
das Potential, überregional Schlagzeilen zu
machen und den Senat politisch in Be-
drängnis bringen.
Dass das Schanzenfest das Thema Olympia
aufgreift, ist naheliegend. Die Rahmenbe-
dingungen für linke Projekte, wie z.B. das
aktuell umkämpfte KoZe im Münzviertel,
aber auch für andere Stadtteilinitiativen und
das Schanzenfest selbst werden sich bereits
im Rahmen der Olympia-Bewerbung deut-
lich verschlechtern. Schon in der Planung
sollen vielfältige Umstrukturierungspro-
zesse angeschoben, städtische Gelder um-
verteilt und Sicherheitsarchitekturen und
Überwachungsmaßnahmen ausgebaut wer-
den. Gewinner dieser Entwicklung sind we-
nige, Verlierer viele. Insbesondere alle, die
ohnehin bereits von Armut, Ausgrenzung
oder Repression betroffen sind.

Wie der Senat sich aufstellt zeigt sich Bei-
spielhaft im politischen Prozess gegen die
Beschuldigten der Hausbesetzung in der
Breiten Straße. Mit einem aufgeblasenen
Verfahren sollen Hausbesetzer*innen ein-
geschüchtert und von weiteren Besetzun-
gen abgehalten werden. Leerstand wird
nach wie vor verteidigt und vor allem teu-
rer Wohnraum geschaffen, vorhandene Gel-
der in weitere Großprojekte geblasen. Es
bräuchte keine Massenunterkünfte für Ge-
flüchtete und auch keine rassistische Be-
richterstattung über die begrenzten Kapa-
zitäten von solchen, wenn generell ausrei-
chend günstiger Wohnraum für alle Men-
schen vorhanden wäre. Offensichtlich gibt
es aber genau hier ein politisches Interesse
diese Zustände aufrechtzuerhalten um den
Markt am laufen zu halten und damit die
Stadt zur Beute zu machen. Eine Olympia-
bewerbung wird nichts besser machen.

Auf dem Schanzenfest soll sich nach den
Vorstellungen der Teilnehmer*innen das ge-
samte nolympische Spektrum auf der

Straße präsentieren, Inhalte und Perspekti-
ven gegen olympische Spiele diskutieren
und auch direkte Proteste und Aktionen
vorstellen. In einem Aufruf wurden Akti-
vist*innen aufgefordert, sich mit eigenen
Ideen am Schanzenfest zu beteiligen und
auch Disziplinen wie „Mehlbombenweit-
wurf“ oder „Fahrradhindernisrennen“
durch die Stadt auszutragen.

Von Feuer und Flamme
Knapp zwei Monate darauf wird ein Refe-
rendum des Senates stattfinden, in dem
über die weitere Bewerbung abgestimmt
werden soll. Der Ausgang ist alles andere
als klar. Immer mehr Gruppen und politi-
sche Spektren mobilisieren inzwischen ge-
gen die Hamburger Olympiabewerbung.
Anti-Olympia-Aktivist*innen verüben Ak-
tionen, u.a. gegen die mögliche Infrastruk-
tur während der Spiele und brannten schon
mal einen Handymast nieder, die Nolympia-
Kampagne organisiert  Veranstaltungen und
Demonstrationen, Sprecher*innen der Ge-
werkschaften beklagen negative Folgen für
die Hafenwirtschaft und die Zunahme von
prekären Beschäftigungsverhältnissen, woh-
nungspolitische Gruppen die negativen Fol-
gen für Mieter*innen, Sportvereine und
Fußball-Fans die Eventisierung und Ver-
marktung von Sportveranstaltungen zum
Nachteil des Breitensports in Vereinen
oder an Schulen.
Zuletzt warnte gar der städtische Rech-
nungshof vor den Folgen der Olympiabe-
werbung und eines Referendums in Ham-
burg zu einem Zeitpunkt, an dem die Ko-
sten noch nicht mal ansatzweise festgestellt
werden können.

Demgegenüber steht eine weitgehend auf
Olympia gleichgeschaltete Lobby der Se-
natsparteien, Handelskammer und Medien-
partnerschaften. Kulturschaffende und
Sportvereine sollen mittels Kultur- und
Sportförderungen ins Boot geholt werden.
Auch soziale Träger werden in die Pflicht
genommen. Ganz offen wird klargestellt,
dass entsprechende freigemachte Mittel le-
diglich Olympiabefürworter*innen zugute
kommen, während an anderer Stelle zu-
nehmend gespart wird.

In einer Stadt, in der Schwarz-Schill ebenso
wie Scholz' Hetzjagd auf Lampedusa-Flücht-
linge mehrheitsfähig waren, könnte sich
auch Olympia in einem Referendum als
mehrheitsfähig erweisen. Für die Proteste
würde ein solches Ergebnis keinen Abbruch

bedeuten.
Anti-Olympia-Aktivist*innen haben bereits
angekündigt, ein mögliches olympisches
Gefahrengebiet in Hamburg 2024 zum Aus-
tragungsort von Dauerprotesten umzu-
funktionieren. In der an Protesten und Stra-
ßenkämpfen nicht gerade armen Stadt war
sich die Prolympia-Fraktion nicht zu blöde,
auf das Motto „Feuer und Flamme für
Spiele in Hamburg“ zurückzugreifen. Ein
Slogan, dessen Doppeldeutigkeit im Fall ei-
ner Bewerbung dem Senat noch auf die
Füße fallen könnte, wenn sich entspre-
chende Bilder beim IOC einbrennen.

Wirkliche Olympiastimmung kommt trotz
umfangreicher PR-Arbeit des Senates und
Werbekampagnen der Landesbanken und
der Handelskammer kaum auf. Heraus
sticht bisher das Miniaturwunderland in der
Speicherstadt. Tatsächlich dürfte der auf
Massentourismus und Besucherströme
ausgelegte Betrieb einer der wenigen sein,
die an Olympia in Hamburg tatsächlich ver-
dienen. Entsprechend wird das ureigene
privatwirtschaftliche Interesse zum Vorteil
für alle erklärt. 

Solidarität mit Geflüchteten
Das Schanzenfest fällt in eine durchaus an-
gespannte Situation in der Stadt. Nach dem
unangemeldeten „Refugees Welcome“-
Schanzenfest vom letzten Jahr gibt es nach
wie vor keine Anerkennung, Hilfe oder po-
litische Lösung für die Gruppe Lampedusa
in Hamburg und viele andere Geflüchtete
in der Stadt. Anstatt menschenwürdigen de-
zentralen Wohnraum bereitzustellen, wer-
den Massenunterkünfte, Containerdörfer
und Zeltstädte eingerichtet.

In Griechenland und Italien stranden täglich
Flüchtlinge und Tausende ertrinken im
Mittelmeer. Die EU unter deutscher Füh-
rung verweigert dennoch bis heute ge-
meinsame Hilfen in den Mittelmeerländern
und eine sichere Einreise nach Europa. In
einer rassistischen „Das Boot ist voll“-Rhe-
torik werden stattdessen mehr Länder zu
sicheren Herkunftsstaaten erklärt, noch
schnellere Abschiebungen gefordert, der
Ausbau von Grenzkontrollen angekündigt
und damit auch rassistische Stimmungen im
eigenen Land befeuert.
Statt die eigene politische Verantwortung
für Wohnungsnot in den Kommunen und
mangelnde soziale Vorsorge anzuerkennen,
wird auf die Unzumutbarkeit verwiesen,
mehr Flüchtlinge aufzunehmen. Der rot-

Gegen Olympia und deutsche Zustände auf die Straße: 

Das anti-olympische Schanzenfest in Hamburg
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grüne Senat in Hamburg und die Bundes-
politik liefern hier eine deutliche Botschaft,
die auch durchaus verstanden wird. Ras-
sist*innen und Nazis greifen solche ökono-
mischen Totschlagargumente als Pegida,
AFD oder NPD gerne auf.

Durch rassistische Diskurse über Flücht-
linge als bedrohliche Masse und Verlautba-
rungen, dass Geflüchtete aus Lampedusa
hier keine Perspektive hätten, öffnet die
etablierte Politik rassistische Büchsen der
Pandora und macht sich zum Wegbereiter
faschistischer Aufmärsche und Anschläge.
Der argumentative Schulterschluss zwi-
schen dem Hamburger Senat und Pegida
findet seine jüngste Entsprechung in einer
bundesweiten Nazidemo am 12. Septem-
ber.

Nazis und rassistische Standortpoli-
tik angreifen
Zum „Tag der Patrioten“ mobilisieren vor
allem organisierte Faschist*innen und Nazi-
Hooligans, die rassistische Stimmungen und
die aktuelle Hetze als Mittel der Politik - bis
hin zu Mord- und Brandanschlägen gegen
Geflüchtete - befördern wollen. Die men-
schenverachtende Demonstration wird je-
doch nicht ohne Widerstand stattfinden.
Proteste und Gegendemonstrationen mit
mehreren tausend Menschen sind bereits
von einem breiten Spektrum angekündigt.

Hamburg besitzt insbesondere unter SPD-
Regierung jedoch die unrühmliche Tradi-
tion, Aufmärsche von Neonazis notfalls
mittels Wasserwerfern und Polizeiknüppeln
durchzusetzen. Sofern es eigene parteipoli-
tische Proteste gegen Rechtsextremismus
gab, dann weitab von der Route, um die
Bürger*innen ruhig und fern zu stellen und
der Polizei die Arbeit zu erleichtern, alten
und neuen Nazis den Weg freizumachen.
Die Frage der inneren Sicherheit wird von
der SPD in Hamburg als strategisch wichtig
für den Machterhalt eingeschätzt. Deshalb
wird in der Stadt ein Kampf gegen Ge-
flüchtete durch Kontrollen und Abschie-
bungen durchgeführt, deshalb werden anti-
faschistische Proteste gewaltsam behindert. 

Hamburg gibt sich als Hafenstadt ein alter-
natives und weltoffenes Image im kapitali-
stischen Wettbewerb der Metropolregio-
nen. Auch in die Olympiabewerbung fließt
dieses Kapital mit ein. Gerne wird dabei lo-
kalpatriotisch ein Gegensatz zu München
bemüht. Doch während sich in anderen
Städten wie z.B. in München auch schon
mal Bürgermeister*innen an gemeinsamen
antifaschistischen Protesten und Blockaden
beteiligen, wird in Hamburg inzwischen
selbst auf halbherzigste Proteste fernab

verzichtet.
So soll der Naziaufmarsch möglichst abge-
legen stattfinden, um die Anreise von
Gegendemonstrant*innen zu behindern
und Proteste und Blockaden vor Ort zu
verhindern, während Teilnehmer*innen des
faschistischen Aufmarsches von der Polizei
durch die Stadt eskortiert werden.

Gefahrengebietsimpressionen
Alles soll möglichst reibungs- und ge-
räuschlos funktionieren. Auch, um keine
Negativ-Schlagzeilen für die internationale
Presse im Vorfeld der Hamburger Olympi-
abewerbung zu produzieren. Immerhin sol-
len viele Millionen Euro allein schon in die
Bewerbung fließen. Für den Senat ist das
Image der Stadt derzeit daher ein hoch-
sensibles Thema.

Unangenehm in Erinnerung ist z.B. noch die
Reisewarnung in den USA vor Besuchen in
Hamburg nach der Demonstration am
21.12.2013 und der Ausrufung eines riesi-
gen polizeilichen Gefahrengebiets. In der
Folge fanden tägliche Demonstrationen
und eine internationale Berichterstattung
statt, in der über Hamburg neben den Kri-
senherden in aller Welt berichtet wurde.

Die Wirkung ähnlicher Berichte auf die ge-
mächliche und greise Welt des IOC lässt
sich leicht ausmalen. Nicht anders als die
FIFA gilt das IOC als hochkorrupter Verein,
der in erster Linie an einem ruhigen Um-
feld zur Imagepflege und möglichst wenig
Negativ-Schlagzeilen interessiert ist. Dies
könnte jedoch schiefgehen. Zum Schanzen-
fest und zur Demonstration am 12. Sep-
tember wird nicht nur ein breites Protest-
spektrum aus Hamburg erwartet, sondern
vor allem zu letzterer eine starke bundes-
weite und internationale Beteiligung von
antifaschistischen Gruppen. Die Dimension
der Gegenproteste könnte dabei auch für
die Politik des Senates zum Problem wer-
den.

Proteste verschränken
In der aktuellen Diskussion um Flüchtlinge,
den rassistischen Aufmarsch am 12. Sep-
tember und der Auseinandersetzung um
die Olympiabewerbung gibt es eine ge-
meinsame politische Schnittmenge in der
Frage um Stadt und Gesellschaft, städtische
Räume und deren Ausgestaltung.

Proteste gegen Pegida und Nazis greifen zu
kurz, wenn sie nicht die rassistische Di-
mension der aktuellen Flüchtlingspolitik als
zentralen Inhalt aufgreifen und deren öko-
nomische Argumentation angreifen. Ange-
sichts eines Wohnungsbauprogramms, das
nur Gutverdienenden zugute kommt, Leer-

stand allein von Bürogebäuden von über ei-
ner Million Quadratmetern und der Re-
pression gegen widerständige Aktionen wie
die Hausbesetzung in der Breiten Straße
vermittelt sich die Forderung nach Wohn-
raum und solidarischer Hilfe für Geflüch-
tete statt Milliardenausgaben für Olympia
in Hamburg von selbst. Die Kritik an Olym-
pia entwaffnet sich wiederum, wenn sie sich
ausschließlich in Kosten/Nutzen-Rechnun-
gen verliert, ohne sicherheitspolitische Ver-
schärfungen und Auswirkungen auf Protes-
torte und andere Kämpfe in der Stadt auf-
zugreifen.

Die grundlegende Versorgung von allen
Menschen mit Lebensmitteln und Wohn-
raum ist keine Kostenfrage, sondern eine
gesamtgesellschaftliche Verpflichtung. Eu-
ropa und seine Metropolen hätten ausrei-
chend Kapazitäten, um Geflüchtete will-
kommen zu heißen. Elende Zustände für
Flüchtlinge werden stattdessen bewusst
herbeigeführt, um andere Geflüchtete ab-
zuschrecken, um unten zu sparen und oben
Elbphilharmonien und Olympiatürme zu
bauen. Tote am Mittelmeer durch eine Ab-
schottung der Grenzen Europas werden
dabei ebenso in Kauf genommen wie Ar-
mut durch Freihandelszonen und Austeri-
tätsprogramme in weiten Teilen der Welt.

Die Biedermänner bleiben die Brandstifter,
auch und gerade im rotgrünen Anstrich.
Der Senat legt Feuer und Flamme, nicht für
Olympia, sondern gegen die Idee einer so-
lidarischen Stadt. Einer Stadt, in der Wohn-
raum für alle, unabhängig von Herkunft
oder  Besitzstand, selbstverständlich ist und
in der ein gemeinsamer Widerstand gegen
jegliche Form von Rassismus, Antisemi-
tismus und Faschismus auf der Straße da-
zugehört.

Es wird an uns allen gemeinsam liegen, ob
es gelingt, der zynischen Rechenpolitik des
Senates einen kraftvollen Widerstand auf
der Straße entgegenzusetzen und eine ganz
andere Rechnung aufzumachen.

06.09. Anti-Olympisches Schanzenfest
Solidarität mit Geflüchteten statt Milli-
onengräber für Olympia

12.09. Demos, Blockaden und Aktionen ge-
gen den Tag der Patrioten und die rassisti-
sche Senatspolitik

Anti-Olympic Movement
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Was ist passiert?
Am Montag, den 27.7.2015, entdeckten wir
gegen halb sechs morgens, dass unser Ein-
fahrtstor zum koZe-Hof sperrangelweit of-
fen stand und durch Arbeiter Baumateria-
lien auf unseren Hof gefahren wurden. Wir
wussten nicht, was los ist und fühlten uns
bedroht durch die unangekündigten Ein-
dringlinge.
Anwesende Aktivist_innen haben das Ein-
gangstor direkt mit einem Fahrradschloss
verschlossen und vorm Tor den Gabelstap-
ler blockiert, der gerade Platten aufs Ge-
lände bringen wollte. Wir erklärten ge-
schlossen, dass wir mit dem Vorgehen nicht
einverstanden sind und forderten den/die
Verantwortlichen zu sprechen. Ein Ange-
stellter des Landesamtes für Immobilien-
management und Grundvermögen (LIG)
stellte sich als „Vertreter des Eigentümers
(*)“ vor, der auf dem Schulgelände Maß-

nahmen durchführen wolle. Die zwei
Staatschutzbeamten stellten sich nicht vor.
Der Verweis darauf, dass sich gerne mit un-
seren Anwält_innen auseinanander gesetzt
werden könne, wurde abgewunken. Es
wurde gefordert, wir sollten den Weg frei
machen, ansonsten würden sie die Polizei
rufen. Die Bauarbeiter verstanden, dass sie
durch den LIG in eine ungewöhnliche Situ-
ation gebracht wurden und entschieden,
dass sie sich nicht für deren Invasionsplan
missbrauchen lassen. Die Polizei kam direkt
mit Helm am Arm, ohne dass auf das Ange-
bot eines klärenden Gesprächs mit uns und
Anwält_innen eingegangen wurde. 

Bereits seit Anfang an befanden sich Un-
mengen an Polizeieinsatzkräften in der
Nähe unseres Zentrums. Es waren minde-
stens zwei Hundertschaften, drei Wasser-
werfer, ein Räumfahrzeug, ein Polizeibagger,
ein Gerätewagen, eine Hundestaffel und

später auch die Reiterstaffel im Einsatz. Das
Verhalten und Handeln der Cops war vom
ersten Moment an  aggressiv und auf Eska-
lation ausgelegt. (…)
Obwohl sich Aktivist_innen an den Zaun
ketteten, auf das Tor kletterten und das
Schloss zuhielten, kamen Beamte mit einer
großen Motor-Flex (…)
Mitten im Gerangel ums Tor stürmte eine
BFE-Einheit von der anderen Hofseite
durch die Schul-Aula auf den Schulhof und
auch auf das von uns angemietete Gelände.
(…)  
Das Vorgehen der Cops war so brutal, dass
sogar die Bauarbeiter, die für das Errichten
des Zaunes anwesend waren, den Poli-
zeieinsatz lautstark kritisierten. Auch Nach-
bar_innen waren geschockt. Kinder mus-
sten mit ansehen, wie Menschen verprügelt
wurden, mit denen sie normalerweise auf
dem Schulhof spielen. 

Die unmittelbaren Folgen des Einsatzes wa-
ren vier Ingewahrsamnahmen, vier ver-
letzte Personen und sechs unrechtsmäßige
Personalienfeststellungen mit Lichtbildauf-
nahmen, die trotz direkten Widersprüchen
erfolgten. Der Zugang zum koZe wurde
von der Polizei bis ca. 13 Uhr gesperrt. (…)
Der Aufbau eines zwei Meter hohen Holz-
zauns quer über den koZe-Hof wurde
ebenfalls unter Polizeischutz durchgesetzt,
sodass der Schulhof jetzt ohne Durch-
gangsmöglichkeit in zwei Teile getrennt ist.
(…) Auf unserer Seite stehen Tag und
Nacht vier bis 40 gepanzerte Cops, um den
Zaun zu bewachen und dumm im Regen
rumzustehen. Es gab eine Personalienfest-
stellung bei einer Person, die den Zaun mit
einer Parole („koZe bleibt“) bemalt haben
soll.

Reaktionen auf die Hof-Invasion
Im Laufe des Vormittags fanden sich bis zu

200 Personen im Münzviertel ein, um ihre
Solidarität mit dem koZe zu bekunden und
den Polizeieinsatz zu kritisieren. Im Verlauf
des weiteren Tages waren es bis zu 400
Personen, die sich bei uns einfanden und
gegen 17 Uhr versuchten eine Spontande-
monstration auf der Mönckebergstraße
durchzuführen. (…) 

Am späteren Abend haben wir unsererseits
damit begonnen, einen Zaun bzw. Barrika-
den um unser Haus zu bauen. Eigentlich
lehnen wir eine solche Einschränkung un-
seres Freiraums ab, allerdings erscheint es
uns notwendig, dass wir uns vor dem un-
mittelbaren Zugriff der Cops schützen. 
Bis zum jetzigen Zeitpunkt wird der Holz-
Bauzaun von den Cops und das Viertel von
Wannen und Zivilpolizist_innen belagert.
(…)

Eine politische Analyse der 
Hof-Invasion:
Um das Ganze politisch bewerten zu wol-
len, muss mensch nicht sehr weit sehen
können. Fakt ist: Es gab keine Vorankündi-
gung für irgendwelche Maßnahmen auf un-
serem Hof. Es wurde bewusst eine Eskala-
tion herbeigeführt und breit vorbereitet.
Dafür gibt es diverse Hinweise, auf die im
Folgenden eingegangen wird:

1. Im Laufe des Montags haben wir einen
Brief vom LIG vorgefunden (auf Freitag den
24.7.2015 datiert), in dem lediglich von ge-
planten Schadstoffsanierungen „in den
kommenden Wochen“ die Rede ist. Keine
Rede von der Errichtung eines Zaunes auf
dem von uns genutzten Gelände, keine
Rede von einem geplanten Einbruch am
Montag Morgen um halb sechs, einem Po-
lizeieinsatz gegen uns oder einem Abriss.
Der Parkplatz der Schule, der sich auf der
anderen Seite der Gebäude im Schultzweg
befindet, wurde letzte Woche mit Flatter-
band abgesperrt und ein Zettel wies auf
„Sanierungsarbeiten“ ab dem 27.07. sechs
Uhr morgens hin. Soviel mühe wurde sich
also gemacht – Parkflächen absperren, aber
uns kein Wort sagen.

2. Das massive Polizeiaufgebot direkt um
die Ecke stand heute Früh sicherlich nicht
zufällig da. Im Gegenteil: Der Leiter des
PK11, Herr Nieberding, persönlich hatte es
organisiert. Dies lässt wohl keine Zweifel
offen, dass es hierbei nicht um die Errich-
tung irgendeines Bauzaunes ging, sondern
eine gezielte Provokation in Richtung des

Erklärung des kollektiven Zentrums (koZe) zur Hof-Invasion

am Montag, den 27.07.2015
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Offener Brief an die weltweit kämpfenden TextilarbeiterInnen 
Liebe Arbeiterinnen und Arbeiter, liebe An-
gehörige, liebe Genoss_innen, 
wir senden Euch herzliche und solidarische
Grüße aus Deutschland. 

Nicht erst seit Rana Plaza zum Symbol des
Kampfes für bessere Arbeitsbedingungen in
den Textilfabriken dieser Welt geworden ist,
verfolgen wir Eure verschiedenen Arbeits-
kämpfe und Auseinandersetzungen in Paki-
stan, Bangladesch, Indien, Kambodscha, Sri
Lanka und anderen Orten: Seit Jahren
kämpft Ihr in euren Ländern für Entschädi-
gungen, höhere Löhne und menschenwür-
dige Arbeitsbedingungen. Hier in Deutsch-
land sind Eure Demonstrationen und
Streiks fast unbemerkt geblieben. Allein die
„Unglücke“ in Pakistan und Bangladesch ha-
ben ein breites Echo in den Medien her-
vorgerufen, Tageszeitungen, Radios und
Fernsehen berichteten über Eure toten
Kollegen und Kolleginnen, die Verletzten
unter Euch und über Euch, die ihr Fami-
lienmitglieder und FreundInnen verloren
habt. 
Immer mehr deutsche Medien greifen auch
die Hintergründe Eurer miserablen Ar-
beitsbedingungen auf und berichten von
Euren Hungerlöhnen. Zudem wurde durch
einige Nichtregierungsorganisationen und
Gewerkschaften der öffentliche Druck auf
Politik und Wirtschaft erhöht. Und auch
Kunden und Kundinnen, die die von Euch
produzierten Waren kaufen, werden kon-
frontiert, wenn AktivistInnen vor Läden ste-
hen und Flugblätter verteilen, um über Eure
Arbeitsbedingungen und Löhne zu infor-
mieren. Andere Gruppen gehen einen an-

deren Weg: sie sind der Meinung, dass Sa-
botage und Sachschaden hilfreich sind, um
die deutschen Mode- und Textilunterneh-
men unter Druck zu setzen. All diese Ak-
tionen zusammen haben bisher lediglich
dazu geführt, dass die deutsche Bundesre-
gierung unter Führung des Entwicklungs-
ministers Gerd Müller die Textilunterneh-
men mit einem Bündnis verpflichten will,
freiwillig die Bedingungen in Euren Fabriken
zu verbessern. 
Wir glauben aber nicht, dass die Unter-
nehmen, die diesem Bündnis beigetreten
sind, wie KiK, H&M, C&A tatsächlich an
besseren Arbeitsbedingungen und höheren
Löhnen für Euch interessiert sind. Für sie
zählt, dass sie ihre Produkte mit einer mög-
lichst hohen Gewinnspanne verkaufen kön-
nen. Nach der Analyse vieler autonomer
Gruppen in Deutschland lässt sich das auf
Ausbeutung basierende kapitalistische Sy-
stem nicht reformieren. Wenn auch gleich-
zeitig die individuellen Bedingungen für ein-
zelne von Euch erträglicher werden. 

„Es gibt keine einfachen und pauschalen Lö-
sungen für die Abschaffung des kapitalisti-
schen Weltmarktes oder die politische
Ökonomie an sich. Der Bruch mit eben
dieser kann jedoch angedeutet, die Nor-
malität des Wahnsinns aufgebrochen wer-
den. Eine Zukunft jenseits von Ausbeutung
und Unterdrückung kann nicht in der The-
orie konzipiert werden, sondern muss sich
aus konkreten Kämpfen und Bewegungen
entwickeln. Im Land der Krisengewin-
ner_innen können und wollen wir nicht auf
(radikale) linke Massenbewegungen warten.

Die glitzernde Fassade der Marktwirtschaft
strahlt uns tagtäglich an jeder Ecke an. Lasst
sie uns einreißen.“ (Autonome Gruppen) 
Viele von Euch werden von den sogenann-
ten Reformen durch das Textilbündnis in
Deutschland nicht viel mitbekommen. Die
Absprachen sind für die Unternehmen frei-
willig und nicht verpflichtend. Wir setzen
keine Hoffnung in dieses Textilbündnis – wir
setzen auf die Abschaffung des Kapita-
lismus, eine befreite Gesellschaft, die
„Bündnisse von unten“ ohne Ausbeutung
und Unterdrückung schafft.

„Direkte Aktion hat sich auf der ökonomi-
schen Ebene als wirksam erwiesen“,
schrieb die Anarchistin Emma Goldman be-
reits zu Beginn des 20. Jahrhunderts, einer
Zeit, in der Kämpfe in den Fabriken welt-
weit an der Tagesordnung waren. Direkte
Aktionen, Angriffe auf die Unternehmens-
strukturen sind die Antwort von vielen
autonomen Gruppen. Schon in den 1980er
Jahren hat die feministische militante
Gruppe Rote Zora das deutsche Textil-
unternehmen Adler angegriffen, die in einer
südkoreanischen Freihandelszone einen
Streik der Textilarbeiterinnen von ihrer
Tochterfirma Flair Fashion brutal nieder-
schlagen ließ. 1987 explodierte ein Spreng-
satz am Hauptsitz der Firma und es wurden
Brandsätze in zahlreichen Filialen in ganz
Westdeutschland gelegt. Der (Image-)Scha-
den für Adler war enorm. Der Adler-Fir-
menchef stellte alle entlassenen Frauen
wieder ein und erfüllte zumindest einen Teil
ihrer Forderungen. „Internationale Solida-
rität kann also nicht nur praktisch werden,

Das Plenum der Roten Flora erklärt sich
solidarisch mit dem Kollektiven Zentrum
(KoZe) im Hamburger Münzviertel. Der
Polizeieinsatz am vorgestrigen Montag-
morgen war ein vorbereiteter und offen-
sichtlicher polizeilicher und politischer An-
griff auf das selbst verwaltete und nachbar-
schaftliche Stadtteilprojekt.
Jeder der weiß, wie polizeiliche Einsatzpla-
nungen laufen, weiß auch, dass die Ham-
burger Polizei eben nicht zum Schutze von
Bauarbeitern einer vorbereitenden As-
bestsanierung zu Hilfe geeilt ist. Wer mit
mindestens zwei Hundertschaften, Wasser-
werfern, schweren Räumgerät, der Rei-
terstaffel und BFE-Prügeleinheiten am Mon-
tagmorgen um fünf ausrückt, verfolgt statt-
dessen ein anderes kalkuliertes Ziel.

Und dieses Ziel war über eine handfeste
Eskalation die Nutzer_innen des KoZe zu
provozieren, um so ein Szenario für eine
putschartige Räumung zu schaffen. Die Zer-
störungen auf dem Grundstück, die völlig
grundlose Demontage eines Baumhauses
auf Teilen eines Grundstücks, dessen Nut-
zung vertraglich geregelt ist, sowie das bru-
tale Vorgehen der BFE gegen die
Nutzer_innen können nur so interpretiert
werden.
Es ist alleine dem besonnen Verhalten der
vor Ort gewesenen Aktivist_innen zu ver-
danken, dass die polizeiliche Eskalations-
strategie ins Leere gelaufen ist. Den Ereig-
nissen von Montag ging eine gezielte poli-
tische über die Medien lancierte Kampagne
gegen das KoZe voraus, die deutlich

machte, dass aktuell wie schon in der Ver-
gangenheit das neoliberale Regime in die-
ser Stadt keine selbstorganisierten und
herrschaftsfreien Projekte dulden will.
Noch weniger soll es Orte geben, die sich
als kritische Infragestellung einer auf Ver-
wertungsinteressen von Großinvestoren fi-
xierte offizielle Standortpolitik verstehen.
Wir und viele andere werden bei weiteren
Angriffen auf das KoZe nicht tatenlos zu-
schauen!
Solidarität mit den Nutzer_innen des KoZe
im Münzviertel!
Räumt das Rathaus! 
KoZe bleibt!

Plenum der Roten Flora

Solidarität mit dem koZe in Hamburg! 
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Am 27. August 2014 wurde das seit Jahren
leer stehende Haus in der Breite Straße
114 im Rahmen der Squating Days besetzt.
Engegen der sonst üblichen Praxis der
Hamburger Polizeiführung gab es keinen
Ansatz der Kommunikation mit den Beset-
zer_innen; sondern was folgte war der Ver-
such der Bullen das Haus sofort mit Gewalt
zu räumen, was mit intensiver Gegenwehr
aus dem Haus beantwortet wurde.
Erst nach der Erstürmung des Hauses
durch verschiedene Bulleneinheiten wur-
den außerhalb des Hauses fünf Personen
festgenommen.

Nach der Festnahme wurde die richterli-
che Anhörung, in der eine Haftrichterin
über die Fortdauer der Haft entscheiden
sollte, auf den rechtlich spätest möglichen
Termin festgesetzt. Diese Anhörung fand so
erst zwei Tage nach den Festnahmen statt.
Gleichzeitig mit den Anhörungen gab es bei
den Beschuldigten Hausdurchsuchungen.
Die Anwält_innen wurden vor die Wahl ge-
stellt, Rechtsbeistand bei den Hausdurch-
suchungen oder bei den Anhörungen zu lei-
sten. Ein rechtlicher Beistand bei den Haus-
durchsuchungen wurde dadurch faktisch
verhindert.

Den Betroffenen und ihren Anwält_innen
wurde erst im Rahmen der Vorführung vor
der Haftrichterin zumindest grob zur
Kenntnis gegeben, welche Handlungen Ih-
nen vorgeworfen werden. Allen Fünf wurde
während der Anhörung der Tatvorwurf des
versuchten Totschlags, der gefährlichen
Körperverletzung, des schweren Hausfrie-
densbruchs und des Widerstands gegen
Vollstreckungsbeamte gemacht. 

Zwei der fünf Beschuldigten wurden in U-
Haft genommen, die anderen drei mussten
bis zum Ende der Squatting Days am 31.
August 2014 in Anschlussgewahrsam ver-
bleiben.

Die Haftrichterin begründete die gegen
zwei Heranwachsende verhängte Untersu-
chungshaft damit, dass der dringende Tat-
verdacht des versuchten Totschlags durch
Werfen von Gegenständen aus dem Haus
bestehe, obwohl keiner der Beschuldigten
eindeutig identifiziert werden konnte. In
beiden Fällen wurde von den Anwält_innen
unmittelbar nach Erlass der Haftbefehle An-
trag auf Haftprüfung gestellt.
Gegen die drei anderen Festgenommenen
wurden keine Haftbefehle erlassen, bei zwei
von ihnen wurden diese nicht einmal von
der Staatsanwaltsanwaltschaft beantragt.
Stattdessen wurde gegen sie bis zum Sonn-
tagmittag um 12.00 Uhr Polizeigewahrsam
angeordnet.
Zwei Betroffene wurden weiter festgehal-
ten, obwohl das Gericht bereits deren Frei-
lassung angeordnet hatte und zunächst
keine Ingewahrsamnahme nach Polizeirecht
ausgesprochen oder beantragt worden war.

Im November 2014 wurde ein sechster Be-
schuldigter nach Fahndung, Observationen
und Überwachung von Telefongesprächen
festgenommen und blieb bis Frühjahr 2015
wegen vermeintlich belastender Zeugen-
aussagen in U-Haft.
Auch aktuell ermittelt die Polizei weiter
und sucht weitere angeblich Beteiligte an
der Besetzung. Eine Person, die in dem Pro-
zess bis jetzt nicht angeklagt ist, soll zur Ab-

gabe einer DNA-Probe gezwungen wer-
den.

Am 25. August 2015 - ziemlich genau ein
Jahr nach der Räumung des Hauses in der
Breite Straße – begann der Prozess gegen
die genannten fünf Personen und die im
November 2014 nachträglich festgenom-
mene Person vor dem Landgericht Ham-
burg. Vier fallen unter das Jugend-, die an-
deren beiden unter das Erwachsenenstraf-
recht. Während der Prozess schon bis Ende
des Jahres terminiert ist steht das Haus in
der Breite Straße immer noch leer.

Die Staatsanwaltsanwaltschaft wirft allen
Betroffenen gemeinschaftlichen Hausfrie-
densbruch, Widerstand, gefährliche Kör-
perverletzung und Herbeiführung einer
Sprengstoffexplosion vor. Den drei Be-
schuldigten, die in U-Haft waren, wird zu-
sätzlich versuchter Totschlag vorgeworfen.

Die Bedeutung dieses Verfahrens ist viel-
schichtig und geht weit über den Verurtei-
lungswillen und das eigentliche Verurtei-
lungsinteresse gegenüber den Beschuldig-
ten hinaus.
In Hamburg hat es seit Ewigkeiten keine
Verurteilungen wegen militanter Aktionen
gegeben, was den Bullenapparat schon seit
langem nervt. Angesichts der heftigen
Gegenwehr beim Räumungsversuch der
Breiten Straße und den Festnahmen im di-
rekten Anschluss, haben Bullen und Justiz-
apparat ganz eindeutig alles in Richtung ei-
nes großen Verfahrens mit sicheren Verur-
teilungen bewegt.
Alle Ermittlungen haben nur das eine Ziel
gehabt, endlich jemand hoch verurteilen zu
können.
Erstens gehen die möglichen Konsequen-
zen für alle Beschuldigten angesichts der
angeklagten Vorwürfe über vieles hinaus
was es an Erfahrungen mit politischen Pro-
zessen in Hamburg in den letzten Jahren
gegeben hat. Haftstrafen von mehreren Jah-
ren sind durchaus möglich und vom Appa-
rat offensichtlich gewollt.
Politisch geht die Bedeutung aber über die
Konsequenzen für die Beschuldigten hin-
aus. Der Prozess wird sich so oder so zum
Musterprozess entwickeln, in dem deutlich
gemacht wird, wie Bullen und Justiz mit mi-
litanten Aktivisten in Zukunft umgehen
werden. Seit Jahren gibt es einen politi-
schen Diskurs dessen Protagonisten An-
griffe auf Uniformträger, Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte aber auch Beleidi-

Prozessbeginn wegen Hausbesetzung Breite Straße
Ein Jahr später... Das Haus steht immer noch leer und der Prozess beginnt.
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gungen, Angriffe auf die Feuerwehr und so
weiter härter bestrafen wollen.
Medial läuft die Veränderung schon lange
auf vollen Touren. Wer als Journalist Farb-
beutelwürfe in ‚Anschläge‘ umdefiniert, be-
zeichnet Steinwürfe gern als menschenver-
achtenden Terror, der entsprechend be-
straft werden muss.
Militante Praxis wird von Staatsseite aber
eben auch medial immer extremer ange-
griffen und denunziert. Angesichts einer
steigenden Unzufriedenheit vieler Men-
schen mit staatlicher Politik und mit gesell-
schaftlichen Realitäten ist diese Entwik-
klung folgerichtig. Militante Politik ist immer
auch der Beweis, dass Handeln möglich ist,
dass Gegenwehr praktisch werden kann.
Hohe Verurteilungen sollen als Exempel
und Abschreckung durchgesetzt werden.
Sie sollen die repressive Praxis unterstrei-
chen und das gesellschaftliche Bewusstsein
durchsetzen, dass Widerstand gegen die
herrschenden Verhältnisse unmöglich ist.

Gleichzeitig ist der Prozess auch die di-
rekte Reaktion auf eine (zumindest in der
Breite Straße) anders formulierte Praxis
von Hausbesetzungen. Symbolische Beset-
zungen, wie sie in Hamburg in den letzten
Jahren immer wieder gemacht worden
sind, haben die Bullen meist mit kleinem
Aufwand beendet.
In der Breite Straße haben Menschen klar
formuliert, dass sie bleiben werden und
eine Räumung nicht widerstandslos über
sich ergehen lassen. Angesichts dieser
selbstbestimmten Raumnahme haben die
Bullen die Situation zugespitzt und von sich
aus die Auseinandersetzung -offensichtlich
politisch gewollt-  massiv eskaliert. Die Bil-
der einer militanten Auseinandersetzung
waren von der Polizeiführung und politisch
Verantwortlichen gewollt und sind in der
Medienkampagne und den Ermittlungen be-
nutzt worden, um sowohl die Beschuldig-
ten als auch die politische Aktion anzugrei-
fen.   
In einer Situation wie in Hamburg, wo
Wohnen zum Luxus wird und viele keine
Wohnung finden bzw. sich die Mieten nicht
leisten können, wo sich einige auf Kosten
der Mieter_innen und Wohnungslosen die
Taschen mit Kohle vollstopfen, sind Beset-
zungen und eben auch Besetzungen, die mi-
litant durchgesetzt werden, eine Hand-
lungsoption auch für Menschen, die sich
nicht einer linken Szene zugehörig fühlen.  
Der Prozess ist die staatliche Antwort auf
eben diese Option. Selbstbestimmtem und
sich jenseits des staatlichen Gewaltmono-
pols verstehendes Agieren wird mit re-
pressiver Härte begegnet und zurückge-
drängt.
Die Beschuldigten, außerhalb des Hauses

festgenommen und sehr willkürlich vom
Apparat als die Besetzer_innen identifi-
ziert, sollen exemplarisch und als Ab-
schreckung verurteilt werden.

Solidarität ist eine Waffe
Unterstützt die Beschuldigten
Begleitet den Prozess

Bericht vom Prozessauftakt  
25. August 2015

Nach dem Motto “koste es was es wolle”
verfolgte der vorsitzende Richter Halbach
seinen Plan auf jeden Fall die
Anklage zu verlesen. Von An-
fang an versuchte er jeden
Wortbeitrag der Verteidigung
zu verhindern, indem er Ge-
betsmühlenartig wiederholte
er habe das Wort nicht er-
teilt.

Auch sämtliche Anträge wies
er wahlweise ab oder ver-
wies sie auf einen späteren
Zeitpunkt nach Verlesen der
Anklage. Um den aus seinem
Verhalten resultierenden Anträgen zu ent-
gehen steigerte er sich hinein und sagte: “es
wird kein Wort mehr erteilt ... es werden
keine Anträge mehr gestellt.” Und stellte
bei jedem Versuch der Verteidigung die
Mikrofone zu nutzen, selbige aus. Dennoch
laut ohne Mikro vorgetragene Anträge be-
zeichnete er als nicht gestellt, da er nicht
das Wort erteilt habe.
Beispielsweise liegt die Akte bis heute kei-
ner/m der Anwält_innen komplett vor.
Auch die Begründung der Abweisung eines
Befangenheitsantrags schob er auf einen
späteren Zeitpunkt.
Da die Anwält_innen sich nicht das Wort
verbieten ließen und Halbach auch weiter
Anträge entgegenbrachten erhielten sie
Beifall aus dem Zuschauerraum. Daraufhin
ließ der Richter den Saal durch bereitste-
hende Bullen räumen und verließ sofort
nach Erteilung dieses Auftrags ohne eine
Begründung oder Absprache mit seinen
Kammerkollegen den Gerichtssaal. Im Rah-
men der Räumung wurde eine Person zu
Boden geworfen und mitgenommen. Die
gesamte Prozedur des Rauswurfs der Öf-
fentlichkeit dauerte etwa eine Stunde.

Damit setzte sich fort was sich zu Beginn
des Prozesstages schon ankündigte. Schon
in den ersten Minuten als das Gericht den
Saal betrat ließ Halbach eine Person aus
dem Publikum entfernen, weil sie nicht auf-
gestanden war. Im Zusammenhang mit die-
sem Rauswurf drohte er bei weiterer Stö-
rung den Saal zu räumen. Es konnte der

Eindruck entstehen, dass Halbach eine Räu-
mung in Anwesenheit von Presse eingeplant
hatte, um entsprechende Berichte über
“Krawall” in die bisher fehlende Begrün-
dung für die Nutzung des Staatsschutz-
Saals mit Trennscheibe einzuflicken.
Nachdem der Saal geräumt war ließ er die
Anklage verlesen, verwies alles weitere auf
nach der Mittagspause und leutete selbige
bis 13h ein.

Nach der Pause wurden nur Leute reinge-
lassen, die vermeintlich am Vormittag noch
nicht da waren. Ein Beschwerdegrund für

alle, die selbstständig ohne körperliche Ein-
wirkung durch die Polizei den Saal verlas-
sen haben und definitiv wieder hätten ein-
gelassen werden müssen.
Um die Öffentlichkeit beim Verlesen der
Anklage zu wahren und da diese beim 1.
Verlesen ja ausgeschlossen worden war,
wurde sie nach der Pause gleich nochmal
verlesen.

Dann  “durfte” die Verteidigung ihre An-
träge stellen und erhielt bis Mittwoch 0:00
Zeit die unaufschiebbaren Anträge, ohne
Rechtsverlust schriftlich stellen zu können.
gegen 15h endete dieser 1. Prozesstag.
Begleitet wurde der erste Prozesstag von
einer Soli-Kundgebung vor dem Gericht.
Etwa 50 Personen zeigten sich, trotz der
frühen Uhrzeit und dem Prozessauftakt
mitten in der Woche, solidarisch mit den
Angeklagten und es wurden mehrere Re-
debeiträge gehalten.

Nach einer Pause wird der Prozess am
21.09. und 24.09. fortgesetzt. Danach wird
immer montags und mittwochs jeweils ab
09.30 verhandelt.
Die Termine am 19.10. und 21.10. entfallen.
Besucht die Verhandlungen und zeigt euch
im Gerichtssaal und anderswo solidarisch
mit den Angeklagten!

Weitere Infos unter: 
https://breitesoli.noblogs.org
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ergeben hätte. Man habe nicht nur Kennt-
nis von Plates redaktionellen Mitarbeit im
FSK gehabt, sondern dies zum einen zur
Aufrechterhaltung der Legende ausdrük-
klich gebilligt und zum anderen allgemeine
Erkenntnisse aus dieser Mitarbeit innerhalb
der Aufgabenwahrnehmung als „Beamtin
für Lageaufklärung“ (BfL) genutzt. Es er-
scheint absolut lebensfremd, dass dieser
Umstand erst durch eine zweite Befragung
ans Licht kam. Vielmehr hat der öffentliche
Druck und die fortgesetzte Presseberich-
terstattung unseres Erachtens dafür ge-
sorgt, dass die Verantwortlichen in dieser
Frage die Flucht nach vorne angetreten ha-
ben.
Die Behauptung hinsichtlich der Tätigkeit
der LKA-Beamtin Plate als verdeckte BfL’in
sei rechtlich durch die gesetzlichen Be-
stimmung gedeckt gewesen, hat sich nicht
zu letzt mit der Veröffentlichung von
re[h]v[v]o[l]te Radio, einer Sendung auf
FSK vom 8. Mai 2015 als offensichtliche und
bewusste Lüge erwiesen. Durch diese Ver-
öffentlichung (rehvvollte.blogsport.eu) war
der Senator und seine Behörde abermals in
Zugzwang geraten. In der ersten Innenaus-
schuss-Sitzung der 21. Legislaturperiode
der Hamburger Bürgerschaft am 15. Juni
2015, nun unter Rot-Grüner Regierung,
mussten die bisherigen Auskünfte erneut
korrigiert werden. Da die Beamtin, wie Po-
lizeipräsident Meyer referierte, wenige Tage
vor der Sitzung in einer erneuten dienst-
lichen Befragung angab, „dass sie im FSK ge-
arbeitet und den betreffenden Jingle erst
erstellt habe. Auch gibt sie an, Wohnungen
ihres damaligen sozialen Umfeldes betreten
und an Ausflügen teilgenommen zu haben.
All dies sei zur Aufrechterhaltung ihrer Le-
gende geschehen. Ihr Handeln sei jeweils
mit ihrer VE-Führung abgesprochen gewe-
sen, zudem habe sie auch mit anderen Vor-
gesetzten über ihre Tätigkeit gesprochen.
Alle Wohnungsbegehungen seien durch sie
dokumentiert oder gemeldet worden.“ Die
Vorgesetzten sind „ihre VE-Führer, der zu-
ständige Dienststellenleiter, stellvertre-
tende Abteilungsleiter sowie der Abtei-
lungsleiter selbst“ (Prot Innenausschuss
20/35).

Laut Aussagen Vahldiecks (ex VS-Chef HH)
vor dem NSU-Ausschuss BW, ist bei ver-
deckten Ermittlungen (im rechten Spek-
trum) mit einem „Backoffice“ von 5-8 Per-
sonen zu rechnen. Dass sich so viele Men-
schen im Fall von Plate an nichts erinnern
können ist mehr als unglaubwürdig.
Die bisherigen Ermittlungen erfolgten
durch eine aus den Reihen des LKA gebil-
deten Ermittlungsgruppe. Die eine Krähe
hackt der anderen kein Auge aus. Um glaub-

würdig zu erscheinen, soll nun die Innenre-
vision der Innenbehörde und die Diszipli-
narabteilung der Polizei übernehmen. Wir
sind nicht davon überzeugt, dass diese ent-
schlossen und unabhängig arbeiten wer-
den... selbst wenn, werden die Ergebnisse,
die diese Behörden liefern, überhaupt ver-
öffentlicht?
Es scheint, dass die von Innensenator Neu-
mann (SPD) verteidigte „List und Tücke“
verdeckter Ermittlungen auch auf den Auf-
klärungswillen der Innenbehörde und Poli-
zei zutrifft. Fintenreich wird eine umfas-
sende Aufdeckung der Umstände des Ein-
satzes der LKA-Beamtin Plate verhindert.
Die öffentlich zur Schau getragene angeb-
liche selbstkritische Aufarbeitung ist eine
Farce!

Die Rolle der Polizei

Es geht hier nicht darum den guten Staat
anzurufen, um es hier klar zu stellen, den
guten Staat gibt es nicht.
Die von außen erzwungene polizeiinterne
Aufarbeitung der Affäre ist gescheitert.
Daran ändert auch der Umstand nichts,
dass Innensenator Neumann wegen der
„Möglichkeit von interpersonellen Konflik-
ten, die einer sachorientierten Aufklä-
rungsarbeit entgegen stehen würden“ die
LKA-interne Arbeitsgruppe auflöst und die
Ermittlungen der Disziplinarabteilung der
Polizei und der Innenrevision überträgt.
Die Polizei entzieht sich, mit Unterstützung
des Senates, der parlamentarischen Kon-
trolle und wird zum eigenständigen politi-
schen Akteur. Hierbei wird sie tatkräftig
vom autoritären Wadenbeisser Lenders,
dem Chef der DPolG. unterstützt. Dieser
sitzt mittlerweile für die CDU in der Bür-
gerschaft. Zuletzt wurde in der Ausein-
andersetzung um das KoZe, durch die Po-
lizei Politik gemacht. Die Entscheidung des
Senats, das KoZe zu tolerieren, war nicht in
ihrem Sinne, so dass durch gezielte Presse-
mitteilungen der Polizei versucht wurde,
die öffentliche Meinung zu beeinflussen.
Die Polizei verhält sich seit Jahren immer
selbstherrlicher und schert sich wenig um
die Gesetze. Wenn es ihr z.B. nicht passt,
dass eine Demonstration ausnahmsweise
durch die Innenstadt laufen darf, wird diese
aufgestoppt. Sinngemäß heißt es dann aus
der Einsatzleitung: Was juckt es uns, wenn
dieser Einsatz in drei Jahren als rechtswid-
rig eingestuft wird. Dies ist in den letzten
Jahren öfter passiert. Ein Beispiel dafür ist
der Angriff auf die Demonstration zur Ver-
teidigung der Roten Flora am 21.12.2013,
durch die Polizei, weil sie angeblich drei Mi-
nuten zu früh losgegangen sei. Der Polizei-
apparat ist durch das Sicherheits- und Ord-

nungsgesetz (SOG) und das Gesetz über
die Datenverarbeitung der Polizei
(PolDVG) losgelöst von politischer oder ju-
ristischer Kontrolle.
Im SOG und dem PolDVG ist der Polizei-
staat schon angelegt. Mit diesen Regelungen
ist es der Polizei möglich ohne Richtervor-
behalt Telefone und Wohnungen abzuhören,
Beobachter für Lageaufklärung einzusetzen
und den „Ausnahmezustand“ auszurufen,
d.h. Teile der Stadt zu Gefahrengebieten zu
erklären. Das Oberverwaltungsgericht hat
zwar in einem Urteil am 13.06.2015 Ge-
fahrengebiete für verfassungswidrig erklärt.
Dies führt aber nicht dazu, dass diese ab-
geschafft werden, der „Grüne“ Justizsena-
tor Steffens erklärte diese dennoch als un-
verzichtbar. Wie sonst könnten im ältesten
Gefahrengebiet der Stadt, auf St. Georg, Se-
xarbeiter_innen und
Drogenkonsument_innen durch die Polizei
drangsaliert werden, oder die Waffenver-
botszone auf dem Kiez durchgesetzt wer-
den. Trotz einem Urteil das Gefahrenge-
biete als Verfassungswidrig erklärt, werden
diese beiden Gefahrengebiete bestehen
bleiben.
Die Praxis der Polizei, Beobachter für La-
geaufklärung in linken Strukturen einzuset-
zen, geht weit zurück. So wurden die, da-
mals noch als Verdeckte Aufklärerin be-
zeichneten Christina Manz 1990, Nicole
Drawer 1993 oder „Stefan“ 1998 in der
Flora enttarnt. Die Rechtsgrundlage dafür
fußt auf §2 Abs. 3 Satz 3 PolDVG. Die Poli-
zei kann diese verdeckt spitzelnden Be-
amt_innen nach eigener Einschätzung ein-
fach einsetzen, kein Richter oder Staatsan-
walt muss zustimmen.
Diese Entwicklung, die Polizei der politi-
schen und juristischen Kontrolle zu entzie-
hen, ist keine genuine Hamburgensie, die
Entwicklung in der Rest-BRD geht ähnliche
Wege. Die Aufweichung der Trennung von
Polizei und Geheimdienst ist erklärtes Ziel
der Verfechter von „Law and Order“. Ihnen
ist die, aus der Erfahrung des Nationalso-
zialismus stammende, Trennung von Polizei
und Geheimdiensten ein Dorn im Auge. Sie
träumen von einer Polizei mit explizit weit-
reichenden geheimdienstlichen Befugnis-
sen. Erste bundesweite Ansätze dazu sind in
den behördenübergreifenden Lagezentren
zur Terrorismusbekämpfung, in denen Poli-
zei und Geheimdienste zusammenarbeiten,
und den immer mehr ausgeweiteten Be-
fugnissen des BKA zu sehen.

Ein (vorläufiges) Fazit
Für uns steht fest: Die Aufarbeitung um die
verdeckte Ermittlerin Iris Plate ist noch
nicht beendet. Bisher jedoch ist sie mehr
als lächerlich: Monate, in denen ein Team
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der Innenbehörde Akten wälzt, ohne etwas
zu finden. Eine Beamtin, die über ihre
dienstliche Tätigkeit schweigen oder reden
kann wie es ihr beliebt, KollegInnnen und
Vorgesetzte, von denen sich keiner angeb-
lich mehr erinnert.
Die Kombination aus Beamtin für Lageauf-
klärung und verdeckter Ermittlerin ermög-
lichte es dem LKA , seine Beamtin über ei-
nen Zeitraum von 5 Jahren beliebig und
willkürlich in den persönlichsten Bereich
verschiedenster Menschen eindringen las-
sen. Sie hat sehr persönliche Beziehungen
vorgetäuscht, Privatwohnungen betreten,
sich aber auch z. B. Berufsgeheimnisträgern
genähert, um eine Flut an Informationen zu
sammeln. Laut Innensenator Neumann
dürfe man das nicht „moralisch“ sehen,
eine gewisse „List und Tücke“ gehöre dazu.
Im Innenausschuss vom 07.01.2015 wollte
die Mitarbeiterin des Hamburger
Datenschutzbeauftragten, Karakuş, über
personenbezogene und personenbezieh-
bare Daten, die sie in Akten des LfV, die die-
ses, dem Trennungsgebot zum Trotz, vom
LKA bekommen hatte, berichten. Hier
zeigte Neumann seinen vollen Aufklärungs-
willen, indem er ihr empört über den Mund
fuhr. Die Information, dass regelhaft Be-
richte von BfL vom LKA an den Verfas-
sungsschutz gehen, soll nicht an die Öffent-
lichkeit gelangen. Von der Überwachung Be-
troffene sollen wohl darüber offiziell am
besten nie Informationen erhalten. Wir re-

den von Radiomacherinnen und Floranut-
zerinnen, Organisatorinnen des Ladyfestes
und anderer Veranstaltungen, der Anbiete-
rinnengemeinschaft und Fördermitgliedern
des FSK, Berufsgeheimnisträger aber auch
Gastgeberinnen von Privatparties, Köchin-
nen in Volxküchen, etc.
Auf der letzten Innenausschusssitzung im
Juni 2015 gab der Vertreter der Innenbe-
hörde, Polizeipräsident Ralf Meyer, bekannt,
dass es sich beim Einsatz als vE von Okt-
ober 2002 bis April 2004 auf Betreiben der
Bundesanwaltschaft um ein Verfahren im
Zusammenhang mit dem RAF-Auflösungs-
papier gehandelt haben solle. Das ist wie-
der ein Krumen, der hingeworfen wird, um
der Öffentlichkeit Fortschritte in der Auf-
klärung vorzutäuschen. Wie viel Wahr-
heitsgehalt darin steckt? Dazu nur so viel:
Ein Großteil derjenigen, die jahrelang durch
Iris Plate observiert wurden, hätten alters-
mäßig die Kinder der letzten RAF-Genera-
tion sein können und waren meist kurz
vorher erst nach Hamburg gezogen...

To be continued?
Mit der Veröffentlichung ist es gelungen, et-
was Licht in das Dunkel einer Praxis zu
bringen, die die Staatsschutzabteilung der
Polizei in der Vergangenheit vor öffentlichen
Nachfragen abgeschottet hatte. Dass die
Umstände des Einsatzes der LKA-Beamtin
Plate seit November 2014 Thema im Innen-
ausschuss der Hamburger Bürgerschaft

sind, ist ein Teilerfolg. Ein bitterer Nachge-
schmack bleibt: Verdeckte Maßnahmen
werden auch in Zukunft durchgeführt, mit
allen Konsequenzen, politischer wie priva-
ter Natur, evtl. etwas geschickter.

Dass wir mit diesen Befürchtungen recht
hatten, zeigt die Enttarnung der Beamtin
Maria Böhmichen (enttarnungen.black-
blogs.org). Es ist alles wie bekannt: Betre-
ten von privaten Wohnungen, intime und
sehr persönliche Kontakte... Wir sind ge-
spannt, ob in dem neuen Fall nicht wieder
Akten und Schriftstücke gelöscht und ver-
schwunden sein werden und ganze LKA
oder Staatsschutzabteilungen Demenz-
symptome zeigen.

Um abschließend einem Missverständnis
vorzubeugen: Wie auch die erneute Enttar-
nung zeigt: Es ist nicht einmalig „etwas aus
dem Ruder“ gelaufen ist. Vielmehr drückt
sich in dem aktuellen Fall der fortdauernde
politische Wille der Repressionsbehörden
aus, sich noch nicht mal an eigene Gesetze
zu halten. Man hofft darauf, einfach nicht da-
bei erwischt zu werden…..

Trotz allem fordern wir endlich die Aufar-
beitung der Umstände von Einsätzen ver-
deckter Ermittler durch eine unabhängige
Instanz außerhalb der Polizei!

Recherchegruppe 

1 Einleitung

Mit diesem Text soll über die Aktivitäten
der verdeckten Ermittlerin Maria Böhmi-
chen (*1983) informiert werden. Sie war
unter dem Decknamen „Maria Block“ min-
destens von 2009 bis 2012 in der Hambur-
ger linken Szene aktiv. Sie ist nachwievor
Polizeibeamtin und wohnt mit ihrem Part-
ner und einer kleinen Tochter im Frie-
drichshulder Weg 81 in Hamburg-Halsten-
bek.
Ihre nachträgliche Enttarnung ist, wie viele
andere Enttarnungen, einem Zufall geschul-
det. Diese Veröffentlichung gibt einen Über-
blick über die Aktivitäten der Beamtin.
Nicht alle uns vorliegenden Informationen
werden in dieser Veröffentlichung aufge-
führt.
Der Hauptfokus ihrer verdeckten Ermitt-
lung lag im Bereich des Antirassismus, doch
das vorgebliche Interessenfeld der Beamtin

Maria Böhmichen war breiter. So ermittelte
sie außerdem in den Schwerpunkten Anti-
faschismus, No-IMK und in städtischen
Konflikten, z.B. denen ums Autonome Zen-
trum Altona, und interessierte sich für Anti-
Atom- und Klimakämpfe. Ob sie als Beam-
tin für Lageaufklärung (BfL) oder als ver-
deckte Ermittlerin (vE) eingesetzt war kann
zum jetzigen Zeitpunkt nicht gesagt wer-
den. Klar ist jedoch, dass sie die rechtlichen
Kompetenzen beider Szenarien weit über-
schritten hat. Wir verwenden in dieser Ver-
öffentlichung den Begriff verdeckte Ermitt-
lerin.

Zunächst wird die für die Beamtin Böhmi-
chen aufgebaute Legende der Scheiniden-
tität „Maria Block“ vorgestellt. Anschlie-
ßend werden ihre jahrelangen Aktivitäten in
der linken Szene chronologisch dargestellt,
wobei drei Punkte besonders beleuchtet
werden: 

Enttarnung der ehemaligen verdeckten Ermittlerin 
Maria „Block“ / Böhmichen in Hamburgs linker Szene
Gekürzt, alles unter: https://enttarnungen.blackblogs.org abrufbar. 
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- Die Tiefe ihrer Aktivitäten, die auch straf-
rechtlich Relevantes umfassen 
- Ihr internationaler Einsatz, mindestens in
Griechenland, Belgien und Dänemark
- Die Tiefe der Beziehungen, die sie zu Ak-
tivist_innen aufbaute, inklusive mindestens
einem sexuellen Verhältnis

Anschließend wird der Fall Maria Böhmi-
chen mit weiteren Enttarnungen und Ver-
öffentlichungen, wie beispielsweise der von
Iris Plate, verknüpft und Parallelen heraus-
gearbeitet. Im fünften Kapitel beschäftigen
uns außerdem Fragen, die sich um den Ein-
satz verdeckter Ermittler_innen in der lin-
ken Szene drehen. Abschließend sind alle,
die auch mit der Beamtin Maria Böhmichen
zu tun hatten eingeladen sich bei uns zu
melden. 

2 Legende „Aktivistin“ Maria Block
vs. Beamtin Maria Böhmichen

Die für die Beamtin Maria Böhmichen er-
stellte Legende der „Maria Block“ war im
Nachhinein betrachtet an einigen Punkten
widersprüchlich. Bei interessierten Fragen
einzelner „befreundeter“ Personen fiel dies
nicht auf, sondern es fügten sich Details zu
unterschiedlichen, aber in sich schlüssigen
und so zunächst nicht widersprüchlichen
Identitätskonstrukten zusammen. Dass sich
die Geschichten teilweise nicht deckten
fanden wir erst im Nachhinein heraus. Dies
liegt an dem unterschiedlichen Kontakt mit
der Beamtin Böhmichen sowie auch zwi-
schen uns. 
„Maria Block“ erzählte nicht gerne über
ihre Familiengeschichte, denn diese sei
nicht sehr schön. Sie sei Mitte zwanzig und
bei den Großeltern in Halle (Saale) aufge-
wachsen, da die Mutter früh verstorben sei.
Der Vater sei ihr bis vor einigen Jahren
nicht bekannt gewesen und lebe angeblich
vermögend in Frankreich. 

Ihre Legende geht noch weiter, aber an die-
ser Stelle lässt sich zunächst feststellen: Die
Eltern der Beamtin Maria Böhmichen leben
sehr wohl noch, und zwar mit ihrem Bru-
der tatsächlich in Halle-Dölau in Sachsen-

Anhalt. Die Beamtin Böhmichen (geboren
1983) ging mit 17 Jahren, nach ihrem Real-
schulabschluss in Halle, für drei Jahre zur
Polizeiausbildung nach Berlin. 
Bei Abschluss ihrer dreijährigen Ausbildung
im Jahr 2003, holte Hamburgs Schill-Regie-
rung etliche fertig ausgebildete Polizist_in-

nen anderer Bundesländer nach Hamburg
und bot ihnen u.a. „bessere Arbeitsbedin-
gungen“.  Unter ihnen war die Beamtin
Böhmichen. Nachdem sie und ihre Kol-
leg_innen am 28.Februar 2003 in Berlin
„ausgekleidet“ wurden, kam sie im März
2003 zusammen mit anderen fertig ausge-
bildeten Polizist_innen zur Hamburger Po-
lizei. 

In einem Zeitungsartikel über gerade nach
Hamburg gewechselte Polizist_innen in der
„Berliner Morgenpost“ vom 21.7.2003 und
im „Polizeispiegel“ vom September 2003
(mit Titelfoto) berichtet sie selbst über ihre
Anfangszeit in Hamburg. Auf dem Cover
des betreffenden Polizeispiegels ist die Be-
amtin Böhmichen in Uniform auf einem
Streifenwagen lehnend abgelichtet. (…)
Auszüge des Berichts in „Berliner Morgen-
post“ vom 21.7.2003:
Sie ist aus Sachsen-Anhalt, hatte sich schon
bei der Ausbildung in Berlin darauf einge-
stellt, in einer anderen Stadt eine neue Exi-
stenz aufzubauen. „Ich hab hier meine er-
ste Einsatzerfahrung bei Demonstrationen
gemacht“, erzählt Maria Böhmichen. „Wir
mussten unseren auf drei Wochen ausge-
legten Lehrgang hier in Hamburg nach ein-
einhalb Wochen abbrechen, weil der Irak-
Krieg begann“. "Das Klima in der [Ham-
burger] Polizei ist ganz anders, richtig toll“.
"Ich bin hier rundum glücklich". 

Einige Jahre später, als sie als „Maria Block“
in der linken Szene eingesetzt wurde gab
sie an, früher eine Ausbildung in Süd-
deutschland als Hotelfachangestellte be-
gonnen und abgebrochen zu haben. Sie
habe nicht wirklich Pläne, noch einmal
irgendeine Ausbildung oder dergleichen an-
zufangen. 
Aufgrund einer Beziehung mit einem Mann

sei sie aus Süddeutschland nach Lübeck ge-
zogen und habe dort als Kellnerin gearbei-
tet. Zwei Forumseinträge aus dem März
2008 mit dem Namen „block_ade“, den sie
auch für Emails mit ihrer Scheinidentität
nutzte, sollen eventuell ihren Aufenthalt in
Lübeck belegen. Mit dem Account wird in
einem Dreadlock-Forum gefragt, ob in Lü-
beck jemand Dreadlocks machen könne. 
Mit ihren dann schon gar nicht mehr so
brandneuen Dreads, der Identität als „Ma-
ria Block“ und alleine lebend in einer Woh-
nung im szenigen Wilhelmsburg (Julius-Er-
tel-Strasse 13) begann ihr Einsatz in Ham-
burg. Wahrscheinlich hatte sie zuvor eine
üblicherweise mehrmonatige, gesonderte
Ausbildung für den Einsatz in verdeckten
Ermittlungen absolviert.  

Nach ihrer Aussage brauchte sie nach der
Trennung von dem Mann in Lübeck Ab-
stand und sei daher als politisch noch un-
erfahrene aber interessierte Person nach
Hamburg gekommen. Von Wilhelmsburg
zog sie später nach Bahrenfeld. Dort
wohnte sie wieder alleine in einer Einzim-
merwohnung, diesmal in einem anonymen
Apartmentgebäude in der Langbehnstraße
19a, Klingel Nummer 60. 
Beide Wohnungen waren ungewohnt „nor-
mal“ eingerichtet, mit Garfield-Poster, ei-
nem Goatuch über dem Bett, einigen ein-
gerahmten Fotos und vor allem unpoliti-
schen Büchern sowie kaum politischen Pla-
katen und ähnlichem. 
Die Frage, wie sie sich finanziere, kam des
Öfteren auf. Sie verwies jahrelang auf eine
angebliche Tätigkeit als private Pflegekraft
für die Familie einer älteren Dame in Rahl-
stedt. Dieser 400€-Job würde durch an-
gebliche Unterhaltszahlungen des Vaters
aufgestockt werden. Daher habe sie trotz
Minijob keine finanziellen Probleme und viel
Zeit. Sie behauptete öfters diese bei einer
Tante und einer engen Freundin in Halle zu
verbringen – auch mal ein, zwei Wochen am
Stück. Die beiden wären ihr sehr wichtig
gewesen. So war es auch nicht verwunder-
lich, dass sie bei längerer Krankheit be-
hauptete dort zu sein, um gesund zu wer-
den.
Einigen ist in Erinnerung, dass die Beamtin
Maria Böhmichen vor allem in den ersten
Jahren mehrfach Treffen absagte mit der
Angabe, (noch) krank zu sein. Sie erzählte
einigen in dem Kontext von einer chroni-
sche Darmerkrankung, weshalb sie in
2011/2012 angeblich sogar länger im Kran-
kenhaus und in Pflege bei ihrer Freundin in
Halle gewesen sei. 
„Maria Block“ trug zwar Dreads und hat
sich optisch, wenn nötig, auch ins Black
Block-Outfit schmeißen können. Allgemein
war sie jedoch „durchschnittlicher“ geklei-
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Vorbereitung des Kongresses gegen anti-
muslimischen Rassismus, der im Herbst
2012 (also nach ihrem Abgang) in der Ro-
ten Flora statt fand, beteiligt. Diesem ging
eine zeitintensive inhaltliche Auseinander-
setzung mit Rassismus voraus. Dieser Kon-
gress kann als Weiterführung des AntiRa-
Kongresses 2010 in der Roten Flora gese-
hen werden, an dessen Vorbereitung und
Durchführung die Beamtin Böhmichen
ebenfalls beteiligt gewesen ist.

Die Beamtin Maria Böhmichen war außer-
dem mit einem Zusammenhang Teil des
autonomen Antifabündnisses, das auto-
nome antifaschistische Aktivitäten gegen
den Naziaufmarsch am 2. Juni 2012 („Tag
der deutschen Zukunft“) in Hamburg vor-
bereitete. Hierzu später mehr in Kapitel 4.
Bei Treffen fiel sie nicht auf, beteiligte sich
engagiert an Projekten und fragte ab und zu
naiv nach, was jedoch nicht als Auffälligkeit
eingeordnet wurde. Jedoch ist einigen in Er-
innerung, dass sie zeitweise versuchte, ver-
bal-radikale Aussagen zu provozieren. So
vertrat sie beispielsweise militante Kon-
zepte in einem unangemessen Rahmen, wie
in offenen Vorbereitungstreffen und ver-
suchte Slogans wie „Nazis die Beine bre-
chen“ anschlussfähig zu machen. Nach
Plena war sie zuverlässige „Fritz Bauch“-
Kneipengängerin, was ihre Kontakte zu Ak-

tivist_innen unterschiedlicher Zusammen-
hänge stärkte.

Ihr Abgang. Oder: Ich bin enttäuscht
von der Szene und mach jetzt ein auf
privaten Rückzug

Im Laufe des Jahres 2012 erwähnte die Be-
amtin Maria Böhmichen gegenüber Akti-
vist_innen ihrer Gruppe, dass die „Omi“,
welche sie angeblich für eine Familie pflege
so langsam professionelle Hilfe in Anspruch

nehmen müsse und das Pflegeheim nahe. Ei-
nes Tages kam die überraschende Story, sie
habe sich in den Arzt der Omi verliebt, er
sei ja so toll und sie wolle unbedingt mehr
Zeit mit ihm verbringen. Die privaten Ver-
abredungen, Anrufe, Mails und SMS wurden
allmählich weniger und blieben schließlich
ganz aus. Auf mehrfaches Nachhaken beka-
men einige Personen eine persönliche Ab-
schiedsmail, die sich als ein „ich bin ent-
täuscht von der Szene und mach jetzt ein
auf privaten Rückzug“ lesen lässt: (…)
Eine andere Person, die diese Mail nicht er-
halten hat, trifft die Beamtin Maria Böhmi-
chen zum Ende des Sommers hin zufällig
auf der Straße und spricht sie auf den ge-
ring gewordenen Kontakt an. Da die Omi
im Pflegeheim sei, habe sie nun endlich Frei-
zeit, die neue Beziehung sei so toll und sie
hätte ja schon immer gerne nach Australien
verreisen wollen, was sie nun endlich ma-
chen würde. Nachfragen wann es losgehe
und wie lange wurde mit noch zu unkon-
kreten Plänen und einem „bis bald, ich muss
weiter“ ausgewichen. 
Somit wurden tatsächlich zwei Abschieds-
szenarien präsentiert, die sich allerdings
nicht widersprechen und daher auch keine
Aufmerksamkeit erregten. Die „abtauchen
in die private Beziehung“-Story hat aller-
dings mehr die Runde gemacht als die Au-
stralien-Geschichte – wenn noch Jahre spä-
ter kurze Momente des Zweifelns über den
konsequenten Abgang aufkamen wurde sich
über den plötzlichen Freund unterhalten,
den leider niemand kennen gelernt, son-
dern nur mal kurz gesehen hatte.

4 Besonderheiten 

Die Tiefe der Aktivitäten, internationaler
Einsatz und strafrechtlich Relevantes.
Die verdeckt ermittelnde Beamtin Maria
Böhmichen war auch über Hamburg hinaus
und sogar in internationalem Kontext aktiv
und beteiligte sich an strafrechtlich rele-
vanten Aktionen. Zu ihrem jahrelang aufge-
bauten politischen Repertoire gehören von
Anfang an internationale Mobilisierungen,
Aktionen und deren Vorbereitungen. Dar-
unter fallen das NoBorder-Camp 2009 auf
Lesvos, Aktivitäten gegen den Klimagipfel in
Kopenhagen, wo sie sogar durch lokale Po-
lizeieinheiten in Gewahrsam genommen
wurde (Video siehe oben) und das NoBor-
der-Camp 2010 in Brüssel. Das heißt ihr
Einsatz schloss mindestens Aktivitäten in
Griechenland, Belgien und Dänemark mit
ein. Die Beamtin Maria Böhmichen bewegte
sich im Kontext ihres langjährigen Einsatzes
in diversen Privatwohnungen und politi-
schen Räumen der Hamburger linken
Szene. Dazu gehören mindestens die Ha-
fenvokü, die Planwirtschaft, die Rote Flora

und auch Mal der Sportraum, der Schwarz-
markt, USP-Räume, der Infoladen Wil-
helmsburg und das Centro Sociale. Sie
hatte zumindest temporären Zugriff auf
Schlüssel, dadurch dass sie zum Beispiel das
Aufschließen bei Treffen übernahm oder
vorgab Kleinigkeiten erledigen zu wollen. 
(…)
Wir können leider keine zuverlässigen An-
gaben machen, zu welchen Räumen sie
Schlüssel hatte oder hätte kopieren lassen
können. Wahrscheinlich gehören dazu die
Planwirtschaft, die Hafenvokue, der
Schwarzmarkt und die Rote Flora
(2011/2012).

Im Rahmen der Vorbereitungen zum No-
Border-Camp 2010 nahm die Beamtin Ma-
ria Böhmichen in Brüssel zusammen mit
anderen Aktivist_innen an einem Treffen
teil. Hier ließ sie alles für sich auf Deutsch
übersetzen, da sie nicht ausreichend Eng-
lisch spreche. Anwesenden fiel auf, dass sie
wiederholt versuchte, radikalere bis mili-
tante Positionen öffentlich anschlussfähig zu
machen, die für den Rahmen unangebracht
waren. Der enttarnte LKA-Beamte Simon
Bromma aus Heidelberg nahm übrigens am
selben Treffen in Brüssel teil. 
Als in Hamburg eine Info- und Mobilisie-
rungsveranstaltung zum anstehenden No-
Border-Camp in Brüssel veranstaltet
wurde, gehörte die Beamtin Maria Böhmi-
chen zu den Organisator_innen und war
eine der Referent_innen in der Roten
Flora. Ein Aktivist aus Brüssel, der anlässlich
der Veranstaltung in Hamburg zu Gast war,
wurde von ihr in ihrer Wohnung in Ham-
burg-Wilhelmsburg untergebracht. 
Als im selben Jahr Planungen für Aktionen
und Demonstrationen gegen die Innenmi-
nisterkonferenz in Hamburg begannen, war
die Beamtin Maria Böhmichen aktives Mit-
glied im offenen No-IMK-Treffen sowie in
der nicht-offenen Vorbereitung der Antire-
pressions-Demonstration am 13.11.2010.
In einem Kneipengespräch äußerte die Be-
amtin Maria Böhmichen mindestens einer
Person gegenüber zusammenhanglos ihre
Bewunderung für „die, die das mit der Ler-
chenwache waren“, und spielte gezielt dar-
auf an, an Informationen über den Angriff
auf die Lerchenwache im Dezember 2009
interessiert zu sein. Sie bekam jedoch keine
Reaktion.

Im Vorfeld der Recht-auf-Stadt-Demon-
stration 2011 hatte die Beamtin Maria Böh-
michen mit einigen Leuten Transparente in
Solidarität mit dem AZ Altona, dem Wa-
genplatz Zomia, der Roten Flora und dem
Kukutza in einem leerstehenden Gebäude
aufgehängt. Die Transparente riefen außer-
dem dazu auf, Leerstand zu besetzen. Das
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Betreten des Hauses kann strafrechtlich als
Hausfriedensbruch geahndet werden.
Die Beamtin Maria Böhmichen nahm im
letzten Jahr ihres Einsatzes in der Szene re-
gelmäßig als Delegierte an nichtöffentlichen
Treffen zur Vorbereitung antifaschistischer
Gegenaktivitäten zum Naziaufmarsch am
2.Juni 2012 teil. Am Tag des Naziaufmar-
sches sowie in der Organisation im Vorfeld
übernahm sie zentrale Aufgaben. Sie betei-
ligte sich an der Erarbeitung des Aktions-
konzepts, am Aufbau und der Koordination
eines „Fingers“ samt Front-Transparent,
vervielfältigte Mobilisierungsmatierial und
organisierte eine Infoveranstaltung in einer
anderen Stadt. Am Tag selber war sie als
Melderin für die autonome Antifademon-
stration tätig und übermittelte Informatio-
nen über das Geschehen beim Demostart-
punkt und drumherum an interne, nichtöf-
fentliche Koordinationsstrukturen. 
Die Demonstration wurde von Beginn an
durch massives Einschreiten der Polizei am
Losgehen gehindert. Dabei wurde gezielt
das vorbereitete Konzept verhindert.
Dass die Beamtin Maria Böhmichen sogar
in solch geschlossene Strukturen, wie die
autonome Antifakoordination zum 2.Juni
2012, vordringen konnte ist (neben einer
dichten Legende, s.o.) auf ihre jahrelange
Tätigkeit in der linken Szene zurückzufüh-
ren. Über drei Jahre lang war die sie zuvor
aktiv in verschiedenen Zusammenhängen
und hatte sich das Vertrauen verschiedener
Menschen erschlichen. Zu den Strukturen
in denen sie aktiv war gehören neben ei-
nem autonomen Zusammenhang minde-
stens die AntiRa-Kneipe in der Hafenvokü,
das AZ-Altona Plenum, der Vorbereitungs-
kreis für einen Kongress gegen antimusli-
mischen Rassismus 2012 in der Roten
Flora, sowie der AntiRa-Kongress 2010 am
gleichen Ort, das NoBorder Camp 2009
und 2010 und das No-IMK-Vorbereitungs-
treffen gegen die Innenministerkonferenz
2010 in Hamburg. 

Neu in Hamburg ankommen und Kontakt
zur Szene suchen tun etliche Menschen. So
ist es nicht verwunderlich, dass neue Men-
schen nach einiger Zeit aktiven Mitmachens
irgendwann gewisse Strukturen kennen ler-
nen und teil davon werden. Die Beamtin
Maria Böhmichen brachte sich ein, machte
mit, organisierte viel und führte Diskussio-
nen – wenn sie sich denn inhaltlich betei-
ligte – mit radikalen Positionen. Sie betei-
ligte sich in antirassistischen und antifaschi-
stischen Kämpfen, in der Hafenvokü, Flora
und der Erkämpfung eines Autonomen
Zentrums in Altona und so einiges mehr.
Dabei war sie nicht nur eine Einzelperson,
die einfach auftauchte, sondern stellte sich
oft zusammen mit anderen politisch aktiven

Freund_innen vor. Die
Ebene persönlicher Bezie-
hungen ist wichtig hervor-
zuheben, denn sie reichte
von „hey süße“ und „küs-
schen“ in Mails über Ge-
burtstagsfeiern und Verab-
redungen in Privatwohnun-
gen bis zum sexuellen Ver-
hältnis.

Die Tiefe persönlicher
und emotionaler Bezie-
hungen

Es gibt dieses Vorurteil, dass
verdeckt ermittelnde Be-
amt_innen nicht mit in pri-
vaten Kneipenrunden abhängen sondern
nach Treffen nach Hause oder ins Büro fah-
ren um Bericht zu schreiben; dass sie nicht
in Privatwohnungen rumhängen und sie
eher auf einer sachlichen statt auf emotio-
naler Ebene kommunizieren etc. Dass dem
nicht so ist, sollte eigentlich schon lange
klar sein, nicht erst seit den Fällen Mark
Kennedy, nicht erst seit Simon Bromma,
Kirsti Weiß, Iris Plate oder sonstigen öf-
fentlicht bekannt gewordenen verdeckten
Ermittler_innen. 
Die Beamtin Maria Böhmichen hat an Kam-
pagnen- und Gruppentreffen, Diskussionen
und vielfältigen öffentlichen Demos und Ak-
tivitäten teilgenommen. Teilweise hat sie
diese mit organisiert. Doch der entschei-
dende Punkt, warum sie in gewisse Struk-
turen gekommen ist, war nicht nur, dass sie
ein Leben als linke Aktivistin führte – der
Entscheidende Punkt war, dass ihr vertraut
wurde.
Durch angeblich oder tatsächlich engere
Freundschaften und mindestens ein se-
xuelles Verhältnis verschaffte sie sich einen
umfassenden Einblick in die Wohnungen
und das Privatleben von Aktivist_innen. Ihr
wurde u.a. vertraut, da sie sich nie, als Ein-
zelperson präsentierte. Bei diversen Pro-
jekten präsentierte sie sich als Freundin
von anderen Menschen, denen schon ver-
traut wurde. Dass die von ihr präsentierten
Freundschaften teilweise gar nicht so eng
waren, wie sie es öfters darstellte, wurde
erst im Nachhinein klar, als sich unter-
schiedliche Leute, die mit „Maria Block“ zu
tun gehabt hatten, schließlich zusammen-
setzten, um diese Geschichten auszutau-
schen.
Die Beamtin Maria Böhmichen brachte
beim Kennenlernen neuer Leute Namen
von Aktivist_innen ins Gespräch, mit denen
sie angeblich dicke sei. Zusätzlich brachte
sie schon zu Anfang ihres Einsatzes in der
Hamburger Szene z.B. zu ihrem „Einstiegs-
Event“ auf dem Alternativen Hafengeburts-

tag 2009 einen unauffälligen, szenig wirken-
den „Freund“ mit Dreadlocks und Polit-
Shirt mit. Dass ihn niemand kannte war egal
– das Signal war: „Ich habe bereits Polit-
freunde und bin keine Neue“. Dieses Sich-
in-Kontext-Setzen ist scheinbar insoweit
aufgegangen, als dass es bei Aktivist_innen
die schützende und oft als Arroganz ver-
standene Zurückhaltung neuen Leuten
gegenüber gebrochen hat und zu einem
schnellen und unspektakulären Einstieg in
die Hamburger Szene geführt hat. 
Über die Herstellung einer emotionalen
Ebene wurden durch die Beamtin Maria
Böhmichen Schein-Freundschaften mit Ak-
tivist_innen aufgebaut. Dies geschah bspw.
über viel gute Laune, freundschaftliche Um-
armungen und viel Zeit für private Treffen.
Abgerundet wurde das „private“ Engage-
ment mit netten Mails an andere Akti-
vist_innen mit Formulierungen wie „hey
süße“, „küsschen, Maria“ und sogar „ich
habe letzte Nacht von dir geträumt“-Ge-
schichten. Sie lud oft auf ein Bierchen im
Park ein, organisierte Reiseverbindungen
und Theaterkarten für eine ganze Gruppe
oder gemeinsame Kochabende bei anderen
sowie auch in ihrer Wohnung. Als sie von
ihrer Einzimmerwohnung in der Julius-Er-
tel-Strasse 13 in Wilhelmsburg in eine in
der Langbehnstrasse 19A in Bahrenfeld
umzog, ließ sie ihre „Freund_innen“ die
Umzugskisten schleppen, lud alle zur Ein-
weihungsparty ein und sagte diese aber
kurz vorher ab. Partys oder Konzerte wa-
ren generell nicht ihr Ding, aber sie ver-
brachte regelmäßig Abende mit anderen
Aktivist_innen in der Kneipe.
Dieser Mix aus freundlich sein, mit anderen
im Park abhängen, kochen, Treffen pushen,
Spiele-Abende machen, regelmäßig in die
Kneipe gehen, Geburtstagsgeschenke orga-
nisieren – all das ist doch tatsächlich Teil ei-
ner banalen Alltäglichkeit. Und mit genau
dieser Alltäglichkeit wuchs das auf Gegen-
seitigkeit vermutete Vertrauen.
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Die von der Beamtin Maria Böhmichen ge-
zielt aufgebaute freundschaftliche Ebene zu
Aktivist_innen umfasste wie selbstver-
ständlich sensible Fragen nach dem priva-
ten Alltag und dem Befinden ihres Gegen-
übers, dies schließt persönliche Probleme
und Beziehungsgeschichten mit ein.
Ein solcher Ein- und Angriff auf die Privats-
phäre von Aktivist_innen durch eine Poli-
zeibeamtin ist durch nichts und niemanden
zu rechtfertigen. 

5 Nachbetrachtungen

Grundsätzlich ist wichtig zu sagen, dass es
über all die Jahre keinen uns bekannten Ver-
dacht gegen „Maria Block“ gab. Ihr plötzli-
ches und totales Abtauchen war wohl ab
und an mal Thema aber weiter gingen Ge-
spräche nicht. Erst im Nachhinein sind ei-
nige Punkte aufgetaucht bzw. bewusst ge-
worden, die als Indizien hätten gelten kön-
nen. Alleinstehend haben sie jedoch nicht
zu einer Verdächtigung geführt. 

5.1 Hätte sie nicht schon früher auf-
fliegen können?

Die Beamtin Maria Böhmichen trainierte
Kickboxen in der Fachsportschule Wübke
in der Gaußstrasse 128 in Altona, wo sonst
niemand von uns trainierte. Sie arbeitete
angeblich alleine als private Hilfe zur Pflege
einer alten Frau bei einer Familie in Rahl-
stedt, wo sie immer mit der S-Bahn hinfuhr,
eine Ecke wo wir uns nicht rumtreiben. 
Sie hat, wenn sie wegfuhr, öfters behauptet,
ihre alte Freundin in Halle zu besuchen,
verbrachte dort angeblich auch mehrere
Wochen und brachte diese Freundin ein
einziges Mal mit auf eine private Geburts-
tagsparty nach Hamburg. 2009 brachte sie
einmal über mehrere Tage den besagten
„szenigen Freund“ mit zum Hafengeburts-
tag, sonst haben wir keine_n aus ihrem Le-
ben kennen gelernt, der_die nicht aus der
Hamburger Szene war. Vielleicht hätte uns
das stutzig machen können. Andererseits
trifft dies auf viele Menschen zu, die sich
ausschließlich in politisch-aktivistischen
Kreisen bewegen – aus welchen Gründen
auch immer.

Es gibt weitere Punkte, die aufgetaucht sind:
Einige Personen ordnen ihr zu, sie habe ei-
nige Zeit in Berlin gewohnt. Dieselben ha-
ben vom angeblichen Leben in Lübeck
allerdings nichts gehört.
Als Menschen mit ihr einmal im Zentrum
Lübecks unterwegs waren, war für die
Kneipe wo sie angeblich gearbeitet haben
soll plötzlich „keine Zeit“.
„Maria Block“ gab ja an, nicht gern über
„ihre“ Familiengeschichte zu sprechen und

bezog sich auf die Schmerzhaftigkeit des
Themas. Wie oben beschrieben behauptete
die Beamtin Maria Böhmichen, dass alle Fa-
milienmitglieder, außer einer Tante, tot oder
in Frankreich seien. Da sensible Menschen
Rücksicht darauf nehmen, wurde dann
kaum noch darüber geredet.
Bei ihrem Aufenthalt in Brüssel 2010 war
die Beamtin Maria Böhmichen Teil einer
Gruppe, die eine Verabredung im Büro ei-
nes Mitglieds des EU-Parlaments wahrneh-
men wollte. Bei der Einlasskontrolle ins Ge-
bäude des Europa-Parlaments, die strenge
Taschen- und Ausweiskontrollen umfasst,
wurde die Beamtin Böhmichen plötzlich
aufgehalten und von Sicherheitspersonal
abgedrängt. Nachdem sie die anderen der
Gruppe anwies, erst einmal wegzugehen,
wurde sie von noch mehr Sicherheitsper-
sonal außer Sichtweite abgeführt und blieb
über 40 Minuten verschwunden. Sie kam
daraufhin wieder und behauptete aufgrund
einer Schere und Kabelbindern, die sie in
der Tasche gehabt habe, nicht rein gelassen
worden zu sein. Es lässt sich spekulieren, ob
sie hier hätte auffliegen können. Wir wissen
es nicht.
Die unpersönliche Einzimmerwohnung, die
angebliche, schmerzliche Familienge-
schichte, der angebliche Job, der eine Er-
klärung für ihre zeitlich Flexibilität zu sein
schien und bei dem niemand genau wusste
wo er ist, um nicht plötzlich dort auftau-
chen zu können, die Ankündigung des Aus-
landsaufenthalts, die angebliche Enttäu-
schung über die politischen Aktivitäten und
die Szene können im Fall der Beamtin Ma-
ria Böhmichen im Nachhinein und zusam-
men gesehen als Indizien betrachtet wer-
den. Es sind sogar direkte Parallelen zum
Fall Iris Plate. 

Auch zum Fall Simon Bromma sind Paralle-
len zu erkennen: z.B. die Einzelwohnung, die
Kontaktfreudigkeit, das breite Engagement
und die Legende, die neben dem selben
Vornamen weitere Überschneidungen mit
der Realität hat. 

Aber diese Muster sind nicht starr, und die
Einsätze individuell zugeschnitten. Kirsti
Weiß, die in Hannover verdeckt ermittelte,
wohnte in einer WG. Iris führte Beziehun-
gen und machte FSK-Arbeit. Die Beamtin
Böhmichen beteiligte sich an strafrechtlich
relevanten Aktionen im internationalen
Kontext, wie auch Mark Kennedy. Diese
einzelnen Punkte können uns helfen, Mu-
ster in der Taktik des Einsatzes verdeckter
Ermittler_innen zu finden. Besser wäre wir
finden sie, bevor wir uns in ihnen wieder-
finden.

5.2 Daraus lernen und damit umge-

hen.

Wichtig für uns ist ein Lerneffekt für un-
sere Leute und Strukturen. Die Frage für
uns bleibt nach wie vor: 

Wie können wir uns schützen? 

Dass wir hier aufzeigen wie tief die Beam-
tin Maria Böhmichen jahrelang in der linken
Szene verankert war und auf welchen Ebe-
nen gearbeitet wurde, ist um deutlich zu
machen zu welchen Mitteln gegriffen wird
um Beamte einzuschleusen. Der Auftrag ist
dabei tatsächlich zunächst irrelevant. Über-
legt euch besser einmal mehr als zu selten,
dass ein_e verdeckte_r Ermittler_in gar
nicht so weit von euch weg sein muss wie
ihr vermutet. 
Maria Böhmichen ist nach Iris Plate die
zweite Beamtin, deren Einsatz in Hamburg
innerhalb des letzten Jahres öffentlich
wurde. Der Zufall spielt bei Enttarnungen
seit jeher eine große Rolle. Verlasst euch
nicht auf Zufälle. Macht es euch bewusst.
Aber werdet nicht paranoid. 
Lernt euch kennen und redet miteinander.
Vertrauen ist wichtig und es dauert, dieses
aufzubauen. Bleibt aufmerksam, denn ver-
deckte Ermittler_innen werden mit Legen-
den ausgestattet, die sehr authentisch wir-
ken können. 

Das Wissen was unsere Szene zu verdeckt
agierenden Polizist_innen hat ist diffus und
zerstreut. Auch wir können an manchen
Punkten eher Vermutungen anstellen, als
Faktenwissen präsentieren. Im Zweifelsfall
lohnt es sich jedoch, Fragen zu stellen und
selbst authentische Biografien unabhängig
zu überprüfen.

Wir möchten an diesem Fall zwei unter-
schiedliche Szenarien diskutieren, die nicht
vermischt werden sollten:
Einerseits gibt es die Verifizierung von In-
formationen über Personen, denen Ver-
trauen entgegengebracht werden soll. An-
dererseits gibt es die Recherche über einen
konkreten Verdacht gegen eine Person,
eventuell Polizist_in o.ä. zu sein. 

Nur weil man als Aktivist_in eventuell über
den persönlichen Hintergrund gefragt wer-
den sollte, heißt es nicht dass man ver-
dächtigt wird. Seid nicht beleidigt, seht eine
solche Situation lieber als notwendigen
Schritt zum Schutz eigener Strukturen vor
Leuten an, die da nicht hingehören.

Die Überprüfung einer Biografie beinhaltet
einige Eckpunkte, die bei jeder Person
nachprüfbar sein sollten. Ansatzpunkte für
eine Recherche bei Verdächtigungen könn-
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Fünf Jahre nach Rostock: 
Ein Blick zurück im Zorn 
Nach den Ereignissen von Heidenau in den
letzten Tagen, haben wir uns dazu entschie-
den einen im Antifaschistischen Infoblatt
geschriebenen persönlichen Rückblick von
1997 zu dokumentieren, der fünf Jahre nach
den Ausschreitungen von Rostock-Lichten-
hagen geschrieben wurde. Das Wesentliche
war zu dem Zeitpunkt bereits gesagt: Das
Ausmaß dieses inszenierten Pogroms, die-
ses politisch gewollten Angriffs auf eine
wehrlose Minderheit, ist längst beschrie-
ben, der Skandal war nicht zuletzt im AIB
20a (November/ Dezember 1992) und
dem Film “The trues lies in Rostock” aus-
führlich dokumentiert worden.
Eines ließen die hektischen Wochen sei-
nerzeit nicht zu: kritisch zu betrachten, wie
die radikale Linke sich verhielt, den eigenen
Anteil und das eigene Versagen völlig zu be-
greifen. Denn sofern man von einzelnen Er-
eignissen spricht, war das Pogrom sicher-
lich eine der bedeutendsten Niederlagen
der deutschen Linken nach 1945. Unmittel-
bar nachdem am Sonntag, dem 23.8.1992,
die ersten Übergriffe vom Vorabend be-
kannt geworden waren, machten sich in
verschiedenen Städten Norddeutschlands
und in Berlin dutzende von Leuten auf den
Weg nach Rostock. Ihre Absicht war, nach
den Erfahrungen des vergangenen Jahres –
den Angriffen in Hoyerswerda, Mannheim
und anderswo – weitere Pogrome zu ver-
hindern.
Am Nachmittag hatten sich sechzig oder
mehr Personen zusammengefunden und
berieten, was zu tun sei. Damit keine Miss-
verständnisse auftauchen: Hier standen
Leute, die seit Jahren mit militanten Aus-
einandersetzungen vertraut waren, die in
anderen politischen Bereichen und z.T. für
weit unwichtigere Fragen lange Gefängnis-
strafen oder ihre Gesundheit riskiert hat-
ten, und die nicht prinzipiell Gewalt ab-
lehnten. Aus Lichtenhagen erreichten Au-
genzeugenberichte das Plenum. Während
die Antifas zum Teil noch anreisten, hatten
sich bereits wieder erste Gruppen jugend-
lichen Mobs zusammengefunden, waren
aber noch wenig entschlossen.
Aus dem Haus, in dem die VietnamesInnen
lebten, kamen Anrufe, die von neuen An-
griffen berichteten. Für das jämmerlich un-
entschlossene Plenum stellte sich die Frage,
was nun zu tun sei. Einzelne, gerade dieje-
nigen, die schon vor Ort gewesen waren,
plädierten dafür, vor das Haus zu ziehen
und weitere Angriffe durch Präsenz zu ver-
hindern, nötigenfalls auch mit Gewalt zu-

rückzuschlagen. Es war eine realistische
Einschätzung, dass zumindest die Chance
bestand, hiermit die Situation grundlegend
zu ändern. Es bestand tatsächlich die Mög-
lichkeit, eine Eskalation der Übergriffe zu
verhindern, was unabsehbare Folgen für die
weiteren Ereignisse hätte haben können.
Damit bestand aber in diesen zwei oder
drei Stunden die reale Chance, die kom-
mende Pogromwelle bereits zu ihrem Auf-
takt zu unterbinden. Von der Mehrheit des
Plenums wurde allerdings die Angst geäu-
ßert, dass man gegen den tobenden Mob
keine Aussicht habe und die Gefahr be-
stehe, gelyncht zu werden. Diese Angst war
sicher verständlich und wohl nicht ganz un-
begründet. Doch die wenigen, die offen für
ein sofortiges, direktes Eingreifen stimmten
– und ich bekenne, dass ich selbst nicht zu
ihnen gehörte ― erklärten, dass es Situa-
tionen gebe, in denen man dann im Zwei-
felsfall bereit sein müsse, die entsprechen-
den Konsequenzen in Kauf zu nehmen. Als
Weiße und als geschlossene Gruppe sei un-
sere Situation allemal sicherer als die der
eingeschlossenen Flüchtlinge und Vertrags-
arbeiterinnen. Seit Jahren hatte man mit
moralischen Argumenten Zivilcourage ein-
gefordert, den schweigenden AugenzeugIn-
nen etwa des 9. November 1938 zurecht
vorgeworfen, durch ihr Zusehen mitschul-
dig zu sein.
Nun, selbst in eine vergleichbare Situation
geraten, war die Angst um den eigenen wei-
ßen Hintern offenbar größer. Den morali-
schen Ansprüchen entsprach kein Be-
wusstsein darüber, wie man sich in der kon-
kreten Situation selbst zu verhalten habe.
Weder hatten wir uns selbst als Faktor der
Geschichte ernst genommen, noch hatten
wir uns ernsthaft klargemacht, dass in sol-
chen Situationen im Zweifel auch Gefahr
für unser eigenes Wohlergehen bestehen
kann. Angst als dumpfes Gefühl unterschei-
det sich von Furcht – einer rationalen, sach-
lich begründeten Risikoeinschätzung. Angst
entsteht dort, wo eine Situation unvertraut
ist; seit den Erfahrungen von Hoyerswerda
hätten wir uns aber zumindest theoretisch
mit den Notwendigkeiten und Gefahren
angesichts eines Pogromes vertraut ma-
chen können. Ich schreibe dies, weil ich –
mehr als in anderen Situationen – hier ein
großes konkretes Versagen der Linken an-
gesichts einer echten historischen Verant-
wortung sehe, das ich außerdem für ein
ganz persönliches Versagen halte.
Denn obwohl ich die Forderung, sofort in

Lichtenhagen einzugreifen, für das einzig
Richtige hielt, hatte ich nicht den Mut, dies
auch offen zu sagen. Ich bin auch nach wie
vor der Überzeugung, dass wir echte Chan-
cen hatten, den Mob zu verscheuchen.
Wenn Gefahr drohte, dann sicher – wie der
weitere Verlauf des Abends zeigte – durch
die Polizei, die offenbar den Auftrag hatte,
das Pogrom in jedem Falle stattfinden zu
lassen. Übrigens nahmen Menschen mit
weit weniger entwickeltem antirassisti-
schen »Bewusstsein« als unserem, die Ge-
fahren in Kauf. Ständig waren Deutsche im
Haus, die durchaus Gelegenheiten zu indi-
vidueller Flucht hätten nutzen können. Das
Plenum entschied sich für eine Geste der
Hilflosigkeit, für eine Demonstration im si-
cheren Hinterland des Pogroms. Explizit
wurde erklärt, dass dieser Schritt weniger
gefährlich sei…
Reaktionen
Natürlich war es richtig, zunächst die Ver-
antwortlichen an dem Pogrom, die durch
ihre Aktivitäten und ihre Hetze Schuldigen
zu benennen, und so schnell wie möglich
vor Ort eine zweite und größere Demo zu
organisieren. Wir vergaßen darüber, dass
man auch durch Unterlassung mitschuldig
werden kann. Dem Mob, vor dem wir aus
Angst versagten, hat die radikale Linke denn
auch nie verziehen. Die Reaktion war mehr
als verblüffend. Wie kaum ein anderes Er-
eignis zeigte doch gerade das Pogrom von
Rostock, dass der rassistische Mob für sich
selbst genommen nichts ist, zur Gefahr erst
dann wird, wenn seine Taten geduldet wer-
den.
Das Pogrom entstand – nachweislich! – ge-
nau an dem Tag und Ort, wo die politisch
Verantwortlichen es wollten; wo eine Bü-
rokratie, welche Menschen verwaltet wie
Dinge, die Situation aus Berechnung eska-
lieren ließ; wo eine zynische, selbstgefällige
und unverantwortliche – hier passt das
hässliche Wort – Journaille die Hetze auf-
gegriffen und verbreitet hatte. Sobald Poli-
tik und Bürokratie ihr Ziel – die faktische
Abschaffung des Asylrechtes – erreicht hat-
ten, als die Angriffe auf andere Immigran-
tinnen begannen, den vermeintlichen »sozi-
alen Frieden« zu stören, und als das Anse-
hen Deutschlands im Ausland litt, gelang es
den drei Gruppen Politik, Bürokratie und
Presse, den Mob der Pogromhelden wieder
zur Ruhe zu bringen.
Der Mob ist immer eine diffuse Masse von
individuellen Feiglingen, die die Gelegenheit
und den Mangel an Widerstand ausnutzen.
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Wer dies nicht glaubt, muß sich nur noch
einmal die Filmaufnahmen in »The trues
lies in Rostock« (dt.: »Die Wahrheit
liegt/lügt in Rostock«) ansehen. Sie sind in
den selben Minuten entstanden, als wir ei-
nige Kilometer entfernt unsere Ängste be-
sprachen. Man kann sie als Lehrbeispiel für
die Entstehung von Pogromen und die Zu-
sammensetzung des Mob betrachten. Hier
bekommen die z.T. sehr jungen Schaulusti-
gen, die jeweils sehr unentschlossenen
Grüppchen die Pflastersteine von einigen
einzelnen Aufheizern regelrecht in die
Hand gedrückt. Dann freilich, und weil nie-
mand sie an ihren Taten hindert, putschen
sie sich immer mehr auf, die Meute wächst
an, um sich ein paar Tage nach den Über-
griffen vollständig aufzulösen, als ob es sie
nie gegeben hätte. Schuld an den Übergrif-

fen trägt nicht nur der Mob, sondern eine
ganze Gesellschaft.
Aber ob wir mögen oder nicht – dazu ge-
hören nicht nur diejenigen, die jubeln oder
unbeteiligt zuschauen, sondern auch dieje-
nigen, die aus Angst gelähmt sind, also auch
wir. Indes, die antirassistische Bewegung
flüchtete sich in Theoreme vom prinzipiel-
len Rassismus der Deutschen, in undiffe-
renzierte Beschuldigungen, bei denen die
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten von
aktiven Brandstiftern, jubelnden Zuschau-
ern, journalistischen Stichwortgebern und
bürokratischen Schreibtischtätern zu einem
einzigen »nationalen Konsens« verwischt
wurden, während die eigene Unterlas-
sungsschuld nie und nirgends offen thema-
tisiert wurde. Sehr bequem.
Für die Zukunft müssen wir die Lehre zie-

hen. Statt stets und überall verbal mit radi-
kalen Parolen um uns zu werfen, statt in je-
dem Einzelereignis die Nagelprobe zu wit-
tern, müssen wir lernen zu erkennen und
zu unterscheiden, wann eine echte histori-
sche Verantwortung besteht, wann der Lauf
der Dinge von unserem Handeln und
Unterlassen tatsächlich mit beeinflusst
wird. Dann müssen wir aber auch in der
Lage sein, im entscheidenden Moment das
richtige zu tun. Zu dieser Fähigkeit gehört
es, sich in seinem eigenen Bewusstsein dar-
auf einzustellen. Dass wir selbst dabei Scha-
den nehmen können, sollten wir uns deut-
lich vor Augen halten. Wir sollten aber auch
lernen, dass es Situationen gibt, in denen
wir uns nicht mehr aussuchen können, was
wir wie machen. Dann heißt es eben: Hier
ist die Rose, hier tanz!
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12.09. Solidarisch handeln
Nicht einen Tag den deutschen Patrioten!
Internationalistische Vorabenddemonstration:
11.09. | 19 Uhr | S Sternschanze -- " Von Kurdistan bis Hamburg:
Faşizme Karşı Omuz Omuza! - Schulter an Schulter gegen Faschismus! "
Lasst uns in Hamburg gemeinsam am Abend des 11.09. unter dem Motto: Faşizme Karşı Omuz
Omuza! auf die Straße gehen und uns am 12.09. entschlossen der rassistischen Hetze entgegen-
stellen!

Für den 12. September 2015 planen Nazis,
Rechtspopulisten und rechte Hooligans ei-
nen „Tag der deutschen Patrioten“, zu dem
sie bundesweit nach Hamburg mobilisieren.
Damit knüpfen sie an die rassistischen Auf-
märsche der vergangenen Monate von Ho-
GeSa und Pegida an und wollen auch hier
ihre rassistische und nationalistische Hetze
auf die Straße tragen. Doch wir sagen ge-
meinsam mit vielen antifaschistischen Kräf-
ten: No Pasaran – sie kommen nicht durch!

Internationale Solidarität statt Ras-
sismus und Konkurrenz!
Die antifaschistische Bewegung ist heute
gefragt, an mehreren Fronten zugleich ein-
zugreifen. Zum einen müssen die Versuche
von (neuen) Rechten, eine Massenbewe-
gung aufzubauen, gestoppt werden. Das
gleiche gilt für die Etablierung einer politi-
schen Kraft wie der AfD, die Diskurse wei-
ter nach rechts verschiebt und zunehmend
zur parlamentarischen Verlängerung der na-
tionalistischen Bewegungen auf der Straße
wird. Zum anderen gilt es der herrschen-
den Politik, die sich an der Verwertungslo-
gik des Kapitals orientiert, entgegenzutre-
ten und die Kämpfe von Geflüchteten für
Bleiberecht, vernünftige Unterbringung und
gegen rassistische Ausgrenzung zu unter-
stützen. Das bedeutet auch, deutlich Posi-
tion gegen die heutige Kriegspolitik, die Mi-
litarisierung der EU-Außengrenzen und ei-
nen rassistisch gefärbten Krisendiskurs zu
beziehen. Mit einer internationalistischen
Praxis, die die politischen und sozialen

Kämpfe hier und anderswo aufeinander be-
zieht und grenzüberschreitende Solidarität
übt, lässt sich die nationale Beschränktheit
aufbrechen.

Die Pogromstimmung und Brandanschläge
der vergangenen Monate machen aber
auch klar, dass die Abwehr von Angriffen
des rassistischen Mobs akute Aufgabe anti-
faschistischer Politik bleibt. Nun aber die
Bevölkerung in Dörfern und Städten, in de-
nen sich rassistische Anwohner*innen ver-
sammeln, kollektiv zur modernen Volksge-
meinschaft zu erklären, führt in eine Sak-
kgasse. So nachvollziehbar dieser Impuls ge-
gen die deutsche Realität im ersten Mo-
ment sein mag, so fatal sind die politischen
Folgen. Wenn es der Linken nicht gelingt
vor Ort mit fortschrittlichen Menschen in
Kontakt zu kommen, Strukturen aufzu-
bauen und mit emanzipatorischen Inhalten
rechten Demagogen das Wasser abzugra-
ben, bleiben die Erfolgsaussichten antifa-
schistischen Handelns begrenzt.

Auf Dauer gilt es wieder dahin zu kommen,
den verschiedenen reaktionären Strömun-
gen den sozialen und politischen Raum in
dem sie sich bewegen streitig zu machen.
Dort wo die radikale Linke stark ist, kön-
nen wir frühzeitig dafür sorgen, dass natio-
nalistische und faschistische Entwicklungen
gar nicht erst aufkommen. Wenn wir in der
Nachbarschaft, im Betrieb oder dem Fuß-
ballverein präsent und in sozialen Kämpfen
aktiv sind, entziehen wir rechten Ideologien

langfristig die Basis. Der Aufbau linker
Gegenmacht in allen Bereichen verhindert
nicht nur das weitere Umkippen der bür-
gerlichen Gesellschaft ins Reaktionäre, sie
drängt auch die Bedingungen zurück, unter
denen Menschen überhaupt erst zu Nazis
und Rassisten werden. Solange wir aber so-
weit noch nicht sind, gilt es jeden öffent-
lichen Auftritt von Nazis, Nationalisten,
Rechtspopulisten und anderen Arschlö-
chern konsequent zu verhindern. Dafür
werden wir am 12.09. sorgen und den Auf-
marsch blockieren, stören und stoppen!

Safety first!
Einige Aspekte die nicht häufig genug be-
tont werden können:
– Seid in (großen) Bezugsgruppen unter-
wegs!
– Achtet auf einander!
– Habt entsprechende Kleidung dabei, um
euch gegen Fotograf_innen der gegneri-
schen Seite, aber auch gegen Bullen und an-
dere Unsymphaten zu schützen! = Ver-
mummt euch!
– Keine Fotos! / Keine Videos!

11.09.: Rote Flora - Letzte Infos -
20.30
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anti-atom

Das Uran muss in der Erde
bleiben – 
Urantransporte durch 
Hamburg stoppen!

Streckeninspektion am 13.09. / Zugbeglei-
tung am Tag X

Seit vielen Jahren ist der Hamburger Hafen
die zentrale Drehscheibe Deutschlands im
internationalen Atomgeschäft. Jährlich wer-
den hier beinahe 10.000 Tonnen Uranpro-
dukte aller Art umgeschlagen. Seit rund
zwei Jahren versuchen verschiedene Grup-
pen diese Transporte sichtbar zu machen.
Mit Transparenten, die von Magneten ge-
halten wurden, wurden Schiffe als Uran-
frachter markiert; es wurden unangemel-
dete Terminalinspektionen durchgeführt,
bei denen sich dutzende von Menschen auf
die Suche nach Urancontainern machten
und sich ein Versteckspiel mit dem Werk-
schutz lieferten. Doch es wurden 2014
auch zwei Transporte über Stunden ge-
stoppt, zum einen mit einer Ankettaktion,
zum anderen mit einer Abseilaktion. Mitt-
lerweile versucht sich der Süd-Westtermi-
nal durch das Entfernen der Schiffsmeldun-
gen von ihren Webseiten vor unliebsamer
Beobachtung zu schützen. 

Genau diese Transporte sollen Mitte Sep-
tember in den Fokus gerückt werden. Über
den von C. Steinweg betriebenen Terminal
wurden 2013 z.B. 25% des namibianischen
Urans umgeschlagen, mit dem Ziel Malve-
sie in Frankreich. In dieser Konversionsan-
lage bei Narbonne wird das Uranerzkon-
zentrat in Urantetrafluorid umgewandelt –
der erste Schritt zur Urananreicherung.
Malvesie ist die einzige derartige Anlage auf

dem europäischen Festland, was vor allem
an der militärischen Relevanz dieses Pro-
duktionsschrittes liegt. Obwohl dieser Pro-
duktionsschritt für die Herstellung kon-
ventioneller Brennelemente unabdingbar
ist, gibt es weltweit nur eine handvoll der-
artiger Anlagen, denn sie befinden sich alle
in der Hand von Atommächten (+Kanada). 
Unabhängig von den militärischen Aspekten
der Urankonversion, sind die Transporte
von Uranerzkonzentrat der erste Schritt in
einer langen Kette von Transporten, und
damit die erste Möglichkeit in die Brenn-
stoffspirale einzugreifen. Um die aus dem
Anti-Atom-Widerstand in Australien und
Kanada stammende Forderung „Das Uran
muss in der Erde bleiben“ umzusetzen, bie-
tet es sich natürlich an, direkt die Trans-
porte aus den Uranabbaugebieten anzuge-
hen, und nicht zu warten, bis aus ihnen
Atommüll geworden ist, der nach Gorleben
oder wo auch immer hin verfrachtet wer-
den soll. 

Um die Transporte zumindest öffentlich zu
machen, haben sich zahlreiche Gruppen
entlang der bekannten Transportstrecken
verabredet, den ersten Urantransport über
Hamburg nach Malvesie öffentlich ab dem
12.9.zu begleiten.

In Hamburg, Buchholz, Bremen, Münster,
Köln, Koblenz, Trier und Malvesie werden
Gruppen mit verschiedenen Aktionen auf
den Transport aufmerksam machen.

In Hamburg beginnen die Aktivitäten schon
vor dem Tag X. Da die Transporte direkt
durch die S-Bahnstation Wilhelmsburg und
an der Umweltbehörde vorbei laufen, lädt
das Hamburger Bündnis gegen Urantran-
sporte (atomtransporte-hamburg-stop-
pen.de) am Sonntag den 13.9. zu einer er-
sten Streckeninspektion ab 15  ein. Los
geht es an der Umweltbehörde, dem bunt-

gestreiften Gebäude direkt am IGA-Ge-
lände gegenüber der S-Bahnstation. 
Der Transporttermin lässt sich jetzt noch
nicht genau bestimmen, aber es scheint un-
wahrscheinlich, dass wir mehr als ein bis
zwei Wochen warten müssen, denn stati-
stisch finden derartige Transporte mehr-
mals im Monat statt. Am Tag X wird es eine
Versammlung im Bereich des S-Bahnhofes
Wilhelmsburg geben, um dort die Anwoh-
nerInnen zu informieren und den Transport
lautstark zu begleiten – kreative Aktionen
sind willkommen.

Auf der Seite atomtransporte-hamburg-
stoppen.de wird der Transport sicherlich
zwei bis drei Tage vorher bekannt gegeben,
also schaut dort ab dem 12.9  immer mal
wieder rein.

Leave uranium in the ground!




